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Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Geschätzte Ortsbürgerinnen und Ortsbürger. Es 
freut mich, dass ich Sie im Namen des Stadtrats zur Winter Ortsbürgergemeindeversamm-
lung im KUK begrüssen darf. Speziell begrüssen möchte ich an dieser Stelle meine Stadt-
ratskolleginnen und Stadtratskollegen, Vertreterinnen und Vertreter der Ortsbürgerkom-
mission, der Ortsbürgerfinanzkommission und der Liegenschaftsstrategiekommission der 
Ortsbürgergemeinde, Stadtschreiber Fabian Humbel, Ernst Schneider von der Abteilung Fi-
nanzen und Steuern und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Abteilung Ortsbürgergut 
und Mietliegenschaften, des Forstbetriebs der Region Aarau und natürlich auch der Stadt-
kanzlei. Auch die Presse ist vertreten. Es freut mich besonders, dass wir an der heutigen 
Ortsbürgergemeindeversammlung einen Rekord an Teilnehmerinnen und Teilnehmern ver-
zeichnen können. Herzlich willkommen heisse ich auch diejenigen Personen, welche an 
der letzten Gemeindeversammlung in das Ortsbürgerrecht aufgenommen worden sind und 
heute das erste Mal an der Ortsbürgergemeindeversammlung teilnehmen dürfen. Es sind 
dies: 

- Michael Ammon 
- Dominik Boxler 
- Martina Boxler 
- Alois Debrunner 
- Dieter Felber 
- Kathrin Näf Felber 
- Eileen Martin 
- Domenico Parini 
- Anna Parini 
- Erika Rohr 
- Mirjam Waldmeier 

Ebenfalls begrüsse ich diejenigen Ortsbürgerinnen und Ortsbürger, die seit der letzten Ge-
meindeversammlung vom 11. Juni 2023 volljährig geworden sind und somit erstmals ihr 
Stimm- und Wahlrecht ausüben können. Namentlich sind dies: 
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- Tabea Leupold 
- Nuria Röthlisberger 
- Ursus Wigger 
- Greta Hunziker 
- Melissa Hächler 
- Liam Schürmann 

Der Stadtrat ist vollzählig anwesend. Von Susanne Vögeli, Vertreterin der Ortsbürgerkom-
mission, liegt eine Entschuldigung vor. Von einzelnen Ortsbürgerinnen und Ortsbürgern 
sind ebenfalls Entschuldigungen eingegangen. Wir verzichten jeweils darauf, die Namen 
einzeln zu nennen. 

Sie haben mit der Einladung die Traktandenliste rechtzeitig zugestellt bekommen. Sie ha-
ben eine Broschüre mit der Auflistung aller Traktanden erhalten. Die Traktandenlisten fin-
den Sie auf Seite 3. Stellt jemand von Ihnen einen Abänderungsantrag zur Traktandenliste? 
Da dies nicht der Fall ist, treten wir auf die vorliegende Traktandenliste ein. 

Ich stelle fest, dass mehr als 1/5 der stimmberechtigten Ortsbürgerinnen und Ortsbürger 
anwesend sind. Gemäss Gemeindegesetz § 30 sind alle materiellen Beschlüsse (positiv 
und negativ), die mindestens 320 Stimmen (1/5 der Stimmberechtigten) erhalten, endgül-
tig.  
Die Abstimmungen werden offen durchgeführt, wenn nicht ein Viertel der anwesenden 
Stimmberechtigten geheime Abstimmung verlangt (§ 27, Abs. 2 Gemeindegesetz). 

Im Zusammenhang mit der Ausstandspflicht verweise ich auf Paragraf 25 des Gemeinde-
gesetzes. 

Hat bei einem Verhandlungsgegenstand ein Stimmberechtigter ein unmittelbares und per-
sönliches Interesse, weil er für ihn direkte und genau bestimmte, insbesondere finanzielle 
Folgen bewirkt, so haben er und sein Ehegatte beziehungsweise eingetragene Partner, 
seine Eltern sowie seine Kinder mit ihren Ehegatten beziehungsweise eingetragenen Part-
nern vor der Abstimmung das Versammlungslokal zu verlassen. Für die Mitglieder der Ver-
waltung und die Direktoren von Gesellschaften mit juristischer Persönlichkeit sowie für 
Mitglieder von Personengesellschaften gilt die gleiche Ausstandspflicht, wenn ein Verhand-
lungsgegenstand die Interessen der von ihnen vertretenen Gesellschaft unmittelbar be-
rührt. 
 



 

Sitzung vom 13. November 2023 

Seite 4  

Traktandum 1 

Protokoll der Ortsbürgergemeindeversammlung vom 12. Juni 2023 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Das Protokoll der letzten Ortsbürgergemeindever-
sammlung vom 12. Juni 2023 kann auf der Homepage der Stadt Aarau eingesehen werden. 
Auf Wunsch wird Ihnen das Protokoll jeweils auch in gedruckter Form zugestellt. Sie kön-
nen dieses jederzeit bei der Stadtkanzlei anfordern. 

Gibt es Fragen zum Protokoll? Da dies nicht der Fall ist, stimmen wir darüber ab. 

Antrag 

Das Protokoll der Ortsbürgergemeindeversammlung vom 12. Juni 2023 sei zu genehmi-
gen. 

Beschluss 

Das Protokoll wird einstimmig genehmigt. 
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Traktandum 2 

Bürgeraufnahmegesuche 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Der Stadtrat stellt Ihnen folgenden 

Antrag 

In das Ortsbürgerrecht von Aarau seien die nachstehenden Einwohnerinnen und Einwohner 
aufzunehmen: 
 
1. Britschgi, Manuela, geb. 1980, von Aarau AG und Sarnen OW, wohnhaft in 5000 Aarau, 

Frey-Herosé-Strasse 25. Unentgeltliche Aufnahme. 
 
2. Bruder, Michael, geb. 1982, von Aarau AG und Teufenthal AG, wohnhaft in 5000 

Aarau, Hammer 27. Gebühr 200 Franken. 

 
3. Gutiérrerez Hofmann, Lucienne Anita, geb. 1964, mit Hoffmann, Tahina Eleonore, 

geb. 2006, von Aarau AG und Wohlen bei Bern, wohnhaft in 5000 Aarau, Sengelbach-
weg 2, Gebühr 200 Franken. 

 
4. Hirzel, Patrik Pierre-Aloys, geb. 1978, von Aarau AG und Dietikon ZH, und Zihlmann 

Hirzel geb. Zihlmann, Anita Maria, geb.1974, von Aarau AG, Sursee LU, Willisau LU 
und Dietikon ZH, mit Hirzel, Zoé Josefine, geb. 2007, und Hirzel, Fréderic Pierre, geb. 
2011, von Aarau AG und Dietikon ZH, wohnhaft in 5000 Aarau, Ahornweg 16. Gebühr 
140 Franken. 

 
5. Janutin, Natascha, geb. 1984, von Aarau AG, Luzern LU und Surses GR, wohnhaft in 

5000 Aarau, Pelzgasse 11. Gebühr 200 Franken. 

 
6. Kaufmann, Roman, geb. 1977, von Aarau AG und Gränichen AG, wohnhaft in 5000 

Aarau, Frey.Herosé-Strasse 25. Unentgeltliche Aufnahme. 

 
7. Lehner, Thomas, geb. 1959, von Aarau AG und Gränichen AG, wohnhaft in 5000 

Aarau, Lerchenweg 5. Unentgeltliche Aufnahme. 

 
8. Sach, Anke, geb. 1964, von Aarau AG, wohnhaft in 5000 Aarau, Sonnmattweg 8e. Ge-

bühr 200 Franken. 

 
9. Schenk Markus, geb. 1970, von Aarau AG und Uerkheim AG, wohnhaft in 5000 Aarau, 

Adelbändli 12. Gebühr 100 Franken. 

 
10.Staff geb. Theis, Marie-Josée, geb. 1955, von Aarau AG und Suhr AG, wohnhaft in 

5000 Aarau, Erlinsbacherstrasse 52. Gebühr 100 Franken. 

 
11.Waldmeier, geb. Fäs, Elisabeth, geb. 1962, von Aarau AG und Möhlin AG, wohnhaft in 
     5000 Aarau, Johann-Rudolf-Meyer-Weg 4. Unentgeltliche Aufnahme. 
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12.Waldmeier, Thomas, geb. 1988, von Aarau AG und Möhlin AG, wohnhaft in 5000 
     Aarau, Johann-Rudolf-Meyer-Weg 4. Unentgeltliche Aufnahme. 

Die Ortsbürgerfinanzkommission empfiehlt der Ortsbürgergemeindeversammlung einstim-
mig, die vorliegenden Bürgeraufnahmegesuche gutzuheissen und verzichtet auf eine Stel-
lungnahme. 

Gemäss Kreisschreiben des Departementes Volkswirtschaft und Inneres des Kantons Aar-
gau vom 9. Februar 1990 muss bei Einbürgerungsgesuchen grundsätzlich über jedes Ge-
such einzeln abgestimmt werden. Bei Gesuchen von Ehepaaren (mit oder ohne minderjäh-
rige Kinder) ist jedoch nur eine Abstimmung notwendig. 

Besteht der Wunsch nach einer geheimen Abstimmung? Da dies nicht der Fall ist, kommen 
wir zur Beschlussfassung. 

Beschlüsse 
 
1. Britschgi, Manuela, geb. 1980, von Aarau AG und Sarnen OW, wohnhaft in 5000 Aarau, 

Frey-Herosé-Strasse 25, wird einstimmig in das Ortsbürgerrecht aufgenommen 
 
2. Bruder, Michael, geb. 1982, von Aarau AG und Teufenthal AG, wohnhaft in 5000 

Aarau, Hammer 27, wird einstimmig in das Ortsbürgerrecht aufgenommen. 

 
3. Gutiérrerez Hofmann, Lucienne Anita, geb. 1964, mit Hoffmann, Tahina Eleonore, 

geb. 2006, von Aarau AG und Wohlen bei Bern, wohnhaft in 5000 Aarau, Sengelbach-
weg 2, werden einstimmig in das Ortsbürgerrecht aufgenommen. 

 
4. Hirzel, Patrik Pierre-Aloys, geb. 1978, von Aarau AG und Dietikon ZH, und Zihlmann 

Hirzel geb. Zihlmann, Anita Maria, geb.1974, von Aarau AG, Sursee LU, Willisau LU 
und Dietikon ZH, mit Hirzel, Zoé Josefine, geb. 2007, und Hirzel, Fréderic Pierre, geb. 
2011, von Aarau AG und Dietikon ZH, wohnhaft in 5000 Aarau, Ahornweg 16, werden 
einstimmig in das Ortsbürgerrecht aufgenommen. 

 
5. Janutin, Natascha, geb. 1984, von Aarau AG, Luzern LU und Surses GR, wohnhaft in 

5000 Aarau, Pelzgasse 11, wird einstimmig in das Ortsbürgerrecht aufgenommen. 

 
6. Kaufmann, Roman, geb. 1977, von Aarau AG und Gränichen AG, wohnhaft in 5000 

Aarau, Frey.Herosé-Strasse 25, wird einstimmig in das Ortsbürgerrecht aufgenommen. 

 
7. Lehner, Thomas, geb. 1959, von Aarau AG und Gränichen AG, wohnhaft in 5000 

Aarau, Lerchenweg 5, wird einstimmig in das Ortsbürgerrecht aufgenommen. 

 
8. Sach, Anke, geb. 1964, von Aarau AG, wohnhaft in 5000 Aarau, Sonnmattweg 8e, wird 

mit grosser Mehrheit und 4 Gegenstimmen in das Ortsbürgerrecht aufgenommen. 

 
9. Schenk Markus, geb. 1970, von Aarau AG und Uerkheim AG, wohnhaft in 5000 Aarau, 

Adelbändli 12, wird einstimmig in das Ortsbürgerrecht aufgenommen. 

 
10.Staff geb. Theis, Marie-Josée, geb. 1955, von Aarau AG und Suhr AG, wohnhaft in 

5000 Aarau, Erlinsbacherstrasse 52, wird einstimmig in das Ortsbürgerrecht aufgenom-
men. 
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11.Waldmeier, geb. Fäs, Elisabeth, geb. 1962, von Aarau AG und Möhlin AG, wohnhaft in 
    5000 Aarau, Johann-Rudolf-Meyer-Weg 4, wird einstimmig in das Ortsbürgerrecht auf- 
    genommen. 

 
12.Waldmeier, Thomas, geb. 1988, von Aarau AG und Möhlin AG, wohnhaft in 5000 
     Aarau, Johann-Rudolf-Meyer-Weg 4, wird einstimmig in das Ortsbürgerrecht aufge- 
     nommen. 
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Traktandum 3 

Budget 2024 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Das Budget für das Jahr 2024 haben Sie mit der 
Einladung zur heutigen Versammlung erhalten. Der Stadtrat stellt folgenden 

Antrag 

Das Budget 2024 der Ortsbürgergemeinde Aarau wird genehmigt. 

Ich bitte den Präsidenten der Ortsbürgerfinanzkommission, Peter Eisenring, um Berichter-
stattung. 

Peter Eisenring, Präsident Ortsbürgerfinanzkommission: Es fällt mir auf, dass heute 
mehr Leute an der Ortsbürgergemeindeversammlung anwesend sind, als üblich. Ich 
glaube jedoch, dass dies nicht nur auf das Budget für die nächsten zwölf Monate zurück-
zuführen ist. Beim Budget geht es stets um Geld, welches man ausgibt und einnimmt. Das-
jenige Geld, welches man nicht einnimmt, weil etwas gratis abgegeben wird, zum Beispiel 
Land oder weil etwas viel günstiger als normalerweise zur Verfügung gestellt wird, ist aus 
dem Budget nicht direkt ersichtlich. Hingegen sind aber die grossen Leistungen der Orts-
bürger für das Haus zum Schlossgarten, für das Roggenhausen und für die Kultur ersicht-
lich, um nur die grössten Aufwandposten in der Rechnung zu erwähnen. Nicht zuletzt re-
sultiert auch ein grosser Aufwand für die Verwaltung unserer Aktivitäten und unseres 
grossen Vermögens. Diese Kosten finanzieren wir hauptsächlich mit Erträgen aus Immobi-
lien in der Telli, in der Aarenau und aus Baurechtszinsen, vor allem von Land in der Telli 
und auch aus dem Abbau von Kies. Aus all diesen verbuchten Transaktionen resultiert ein 
budgetierter Gewinn von einer halben Million Franken. Das ist nicht nur optisch, sondern 
auch effektiv ein guter budgetierter Abschluss. Aufgrund der Besprechungen mit der Ver-
waltung und dem Stadtpräsidenten und aufgrund unserer eigenen Beurteilung ist das 
Budget solid und hat im Einzelfall Reserven eingebaut, welche hoffentlich nicht gebraucht 
werden, nur, weil sie budgetiert sind. Ich verweise auf Seite 18, Beiträge und Leistungen 
an die Öffentlichkeit, also für die Kultur. Dort sind 53'000 Franken für die Neujahrsblätter 
eingesetzt. Diese werden ja heute gratis abgegeben. Ebenfalls haben wir den Tierpark 
Roggenhausen mit 270’000 Franken und auch das Forum Schlosspark mit 270’000 Fran-
ken. Beides sind Betriebskredite. Es geht um die Finanzierung der Aktivitäten, also für 
Löhne und weitere Aufwendungen, und nicht um die Liegenschaften, in denen die Aktivitä-
ten stattfinden. Beide Posten sind um 30’000 Franken erhöht worden, weil die bisherigen 
Beträge nicht mehr genügend gewesen sind. Als eine der Begründungen wird die Inflation 
genannt. Für das Bikesharing Aarau ist ein Betrag von 30’000 Franken eingesetzt. Es han-
delt sich um einen Betrag für eine Initiative für einen Veloverleih in der Stadt Aarau. Wei-
tere interessierte Private und auch die Einwohnergemeinde werden sich an diesem Projekt 
beteiligen. Die OFK zeigte sich davon mässig begeistert. Wir sind nicht sicher, ob Aarau 
auch gross genug dafür ist. Die Distanzen sind viel kleiner als in den Grossstädten. Man 
hat uns aber versichert, dass man jedes Jahr wieder aussteigen könne. Wir verpflichten uns 
also nur für ein Jahr mit 30’000 Franken, obwohl das Projekt eigentlich 5 Jahre lang dau-
ern sollte. Die OFK möchte aber diesbezüglich keinen Abänderungsantrag stellen. Un-
schön ist, dass die Ortsbürger an dieses Projekt Beiträge zahlen, obwohl es ein Projekt der 
Einwohnergemeinde ist. Im Grundsatz gilt nämlich: Entweder oder. Das heisst, wir finan-
zieren alles oder nichts, je nachdem, ob das Projekt aus unserer Sicht ein typisches Orts-
bürgerprojekt ist oder nicht. Total kostet das Bikesharing 150’000 Franken pro Jahr. Das 
ist nicht wenig, wenn man bedenkt, dass viele Aargauer selbst ein Velo besitzen. Zudem 
haben wir auch noch einen Busbetrieb. Jedes Jahr zahlen wir aus dem Kulturbudget auch 
Beiträge an das Gemeinschaftszentrum Telli, an die Bachfischet, an das Gästeatelier Krone 
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für die Miete durch eine Künstlerin oder eines Künstlers aus dem Ausland als Austausch-
programm. Zudem gibt es noch den Waldumgang, den Liegenschaftsumgang, an welchem 
die Ortsbürger jeweils grosszügig verpflegt werden. Ich kann Ihnen diesen Anlass nur 
empfehlen. Dieser kostet 10’000 Franken pro Jahr, inkl. Musikbegleitung durch eine Mu-
sikgesellschaft. Für 20’000 Franken soll ein Event in Aarau als Initiative zur Bekanntma-
chung der Ortsbürger stattfinden, an welchem sich Ortsbürgergemeinden aus der ganzen 
Schweiz treffen. Wie dieser Event aussehen soll, ist noch nicht klar. Der Gedanke ist auch 
das Anwerben neuer Ortsbürger. Ortsbürger kann man bekanntlich nur werden, wenn man 
auch Bürger oder Bürgerin der Einwohnergemeinde Aarau ist. Im Kulturbudget sind weiter 
87’700 Franken und 30'300, also total 118’000 Franken für Beiträge an unseren Wald vor-
handen. Unser Wald hat ja eigentlich eine Park-Funktion. Die Nutzungsfunktion, also die 
Nutzung von Holz, der Verkauf von Holz und die Aufwendungen der Förster und der Forst-
angestellten sind in einer separaten Rechnung, welche praktisch ausgeglichen ist. Die 
Kompetenzsumme der Verwaltung im Kulturbudget beläuft sich auf 10’000 Franken für 
kleinere Beiträge. Auch bei den einmaligen Beiträgen hatten wir Diskussionen in der OFK. 
Es betrifft eine Dokumentation der Aarauer Urgeschichte für 30’000 Franken. Die Urge-
schichte beginnt mit den Kelten, die sich auf der Ebene ob den Felsen, welche zum Eppen-
berg gehören, aufhielten. Diese Felsen sehen Sie am ehesten, wenn Sie mit dem Zug Rich-
tung Olten fahren und aus der Richtung von Wöschnau links hinaufschauen. Heute ist dort 
Wald. Der OFK war nicht ganz klar, was diesbezüglich alles dokumentiert werden soll. Wir 
hoffen aber auf ein gutes Ergebnis. Generell ist natürlich das Interesse vor allem für die 
Stadtgeschichte ab der Gründung der Stadt. Auch dazu haben wir aber keinen Abände-
rungsvorschlag. Zur Dokumentation der Geschichte der Mühle beim Schlösschen sind 
5’000 Franken vorgesehen. Die Mühle besteht seit 50 Jahren in Aarau. Der Hauptteil der 
Geschichte hat aber mit Bözen zu tun, wo die Mühle mehrere Jahrhunderte stand. Die Orts-
bürgerkommission hat den Antrag von ursprünglich 25’000 Franken - die Ortsbürgerkom-
mission ist eine stadträtliche Kommission - auf 5’000 gekürzt. Bei diesem Beitrag handelt 
es sich um die Herausgabe eines Buches mit einer relativ bescheidenen Auflage von 250 
Exemplaren, was nicht gerade für Optimismus in Bezug auf das allgemeine Interesse an 
diesem Buch spricht. Vielleicht wären die Aarauer Neujahrsblätter eine Alternative für eine 
Information über die Mühle. Vielleicht stellt noch jemand einen Abänderungsantrag zu die-
sem Budgetposten. Wir werden es sehen. Die OFK verzichtet darauf. Das Projekt Blumen in 
Aarau, unter Mithilfe von Blumenläden und den Lehrlingen und auch mit Gartenbauern, 
von 5’800 Franken, wurde als sympathische Aktivität empfunden. Es erinnert beinahe ein 
wenig an die Ausstellung Blumen im Kunsthaus, welche jedes Jahr stattfindet und viele 
Leute nach Aarau lockt. Nun komme ich noch zur Erfolgsrechnung auf Seite 20. Es gibt auf 
den vorangehenden Seiten ganz viele Erläuterungen. Diese möchte ich nicht wiederholen. 
Die Verwaltung wird generell mit der Einwohnergemeinde geteilt und die Ortsbürger be-
zahlen einen angemessenen Anteil an die Verwaltung. Die Angestellten sind bei der Ein-
wohnergemeinde angestellt und die Lohnerhöhungen entsprechen denjenigen der Stadt. 
Speziell erwähnen möchte ich noch den Kiesabbau. Dieser ist mit 425’000 Franken budge-
tiert, ein stolzer Betrag. Ebenfalls wurde ein hoher Betrag von 800'000 Franken für Rück-
stellungen, für künftige Renovationen der Wohnungen in der Aarenau und in der Telli ein-
gesetzt. Gleichzeitig rechnet man mit einem Ertrag in der Aarenau und in der Telli von 2.7 
Millionen Franken. Die Rückstellungen betragen somit 30 Prozent der Erträge. Jetzt 
komme ich noch zum Finanzplan auf Seite 26. Dort sehen Sie die Sanierung des Restau-
rants im Roggenhausen und den Landkauf in der Telli im Zusammenhang mit dem Schul-
projekt. Beides sind Projekte, welche heute noch vorgestellt werden. Im Jahr 2028 sollten 
wir gemäss Finanzplan noch ein halbes Hochhaus für 40 Millionen Franken im Torfeld Süd 
kaufen und im Jahr 2030 oder später ist angedacht, das Land im Brügglifeld für 12 Millio-
nen Franken zu verkaufen, wenn wir bis dahin ein neues Stadion im Torfeld Süd haben. 
Aber über diese Pläne werden wir noch zu gegebener Zeit an einer Versammlung entschei-
den können. Hier wird nur der Finanzplan abgebildet, der die Richtung vorgibt. Gemäss 
diesem Finanzplan haben wir im Jahr 2028 langfristige Schulden von 70 Millionen Franken. 
Im Moment sind wir praktisch schuldenfrei. Ich schliesse meine Ausführungen mit dem 
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Dank an die Verwaltung für die Verwaltung des Ortsbürgervermögens. Wie bereits erwähnt 
schliesst das Budget mit einem Überschuss von einer halben Million Franken ab. Die Orts-
bürgerfinanzkommission empfiehlt einstimmig, das Budget 2024 zu genehmigen. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Ich danke Peter Eisenring für seine Ausführungen 
zum Budget. Gibt es Fragen oder Anträge zum Budget? 

Marcel Schmid: Ich möchte einen Antrag zum Sachbuch Schlösslimühle "Zwei Mühlen, 
eine Geschichte" stellen. Die Ortsbürgerinnen und Ortsbürger haben vor 50 Jahren 
300’000 Franken für den Aufbau der alten Getreidemühle aus Bözen bewilligt. Das gelun-
gene Werk unterhalb des Schlösschens ist als Fotosujet in vielen Stadtbüchern zu finden. 
Eine Dokumentation über die Geschichte fehlt meines Wissens. Dies möchte die Gesell-
schaft zur Schlösslimühle mit dieser eingangs erwähnten Schrift realisieren. In Bözen steht 
heute noch das alte Mühlegebäude ohne Wasserrad und in Aarau das neue Gebäude mit 
dem Mahlwerk von 1840. Ich habe erfahren, dass dies das einzige Mahlwerk aus diesen 
Jahren ist, welches in der Schweiz noch in Betrieb ist. Im Gebäude hat es gewisse Balken 
aus Bözen. Das Böztal, bestehend aus den vier Gemeinden Elfingen Effingen, Bözen und 
Hornussen beteiligt sich an dem Sachbuch mit 15’000 Franken. Es soll im nächstes Jahr 
erscheinen und man hofft und rechnet, dass man das Buch für 40 bis 50 Franken verkau-
fen kann. Gemäss dem Budget auf den Seiten 13 und 19 sind 5’000 Franken als Beitrag 
der Ortsbürgergemeinde Aarau vorgesehen. Ich beantrage, den Betrag von 5’000 Franken 
um 5’000 Franken zu erhöhen. So könnte der Verkaufspreis des Buches möglichst tief ge-
halten werden. Es wäre auch als Anerkennung an die Initianten - alles namhafte Aarauer, 
die nicht mehr leben – und dem heutigen Trägerverein zu werten. Mein Antrag lautet: Der 
Betrag an das Sachbuch "Zwei Mühlen, eine Geschichte", Konto 3636. 06, einmalige Be-
träge und Leistungen, sei auf 10’000 Franken zu erhöhen. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Gibt es Äusserungen zu diesem Antrag? Sie ha-
ben vorher gehört, dass die Ortsbürgerfinanzkommission den ursprünglich deutlich höhe-
ren Antrag auf 5'000 Franken reduziert hat. Jetzt stellt Marcel Schmid den Antrag, diesen 
Beitrag auf 10’000 Franken zu erhöhen. Wenn es keine Äusserungen zu diesem Antrag 
gibt, würde ich gerne darüber abstimmen lassen. 

Abstimmung 

Antrag Marcel Schmid 

Der Betrag an das Sachbuch "Zwei Mühlen, eine Geschichte", Konto 3636. 06, einmalige Be-
träge und Leistungen, sei auf 10’000 Franken zu erhöhen. 

Beschluss 

Der Antrag wird mit 205 Ja-Stimmen gegen 174 Nein-Stimmen gutgeheissen. 

Somit wird der Beitrag im Budget 2024 um 5'000 Franken, auf 10'000 Franken erhöht. 

Gibt es weitere Anträge zum Budget? 

Peter Heuberger: Peter Eisenring hat uns als Präsident der Ortsbürgerfinanzkommission 
bei den alljährlich wiederkehrenden Beiträgen Festvergaben eigentlich einen Steilpass ge-
geben, als er sich zur Position Bikesharing Aarau, 30’000 Franken, geäussert hat. Er hat 
nicht nur zwischen den Zeilen sehr deutlich durchblicken lassen, dass die OFK nur mässig 
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begeistert von dieser Position ist. Man hat aus seinen Äusserungen klar gespürt, dass ein 
solches Vorhaben nicht in das Konzept passt und nicht benötigt wird, und zwar deshalb, 
weil diese Aufgabe von der Einwohnergemeinde übernommen worden ist. Er hat auch zu 
Recht den längst gepflegten Grundsatz erwähnt, dass Subventionen entweder von der Ein-
wohnergemeinde oder der Ortsbürgergemeinde geleistet werden, aber nicht durch beide 
gleichzeitig. Mein Antrag lautet daher, dass man die Position Bikesharing Aarau von 
30’000 Franken bei den alljährlich wiederkehrenden Beiträgen Festvergaben Kultur gänz-
lich streicht. Ich verweise diesbezüglich auf die Begründung von Peter Eisenring. Er hat ge-
gen diesen Budgetposten eigentlich nur negative Punkte erwähnt und hat selbst hervorra-
gend begründet, weshalb man diese Kosten streichen muss. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Grundsätzlich ist es so, dass die Einwohnerge-
meinde und die Ortsbürgergemeinde nicht die gleichen Bereiche unterstützen und subven-
tionieren. Beim vorgenannten Projekt ist die Situation aber ein wenig anders. Es geht näm-
lich darum, dass jede Teilnehmerin und jeder Teilnehmer an dieses Bikesharingsystem 
einen Beitrag leistet. Die Ortsbürgergemeinde beispielsweise mit dem Roggenhausen und 
den Aussenstandorten. Die Einwohnergemeinde mit dem Rathaus und dem Gebäude an 
der Heinerich-Wirri-Strasse. Wir möchten nicht eine Bikesharinglösung in Aarau, bei wel-
cher viele Velos an irgendwelchen Stationen herumstehen. Wir möchten, dass die Arbeit-
nehmenden ab ihrem Arbeitsort zu anderen Destinationen innerhalb der Stadt fahren kön-
nen mit einem Konzept von Partnerinnen und Partnern, bei welchem beispielsweise das 
KSA, die Hirslandenklinik, die SBB, die Ortsbürgergemeinde und die Einwohnergemeinde 
Anbieter sind. Das ist der Sinn dieses Konzepts, seinerzeit auch unterstützt von der Orts-
bürgerkommission. 

Abstimmung 

Antrag Peter Heuberger 

Streichung Position Bikesharing Aarau von 30’000 Franken bei den alljährlich wiederkeh-
renden Beiträgen Festvergaben Kultur 

Beschluss 

Der Antrag wird mit 321 Ja-Stimmen gegen 95 Nein-Stimmen gutgeheissen. 

Der Beitrag von 30'000 Franken wird im Budget 2024 gestrichen. 

Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, gelangen wir zur 

Schlussabstimmung 

Das Budget 2024 der Ortsbürgergemeinde Aarau wird unter Berücksichtigung folgender 
Änderungen mit grosser Mehrheit und zwei Gegenstimmen genehmigt: 

Der Betrag an das Sachbuch "Zwei Mühlen, eine Geschichte", Konto 3636. 06, einmalige Be-
träge und Leistungen, wird auf 10’000 Franken erhöht. 

Die Position Bikesharing Aarau von 30'000 Franken bei den alljährlich wiederkehrenden 
Beiträgen Festvergaben Kultur wird gestrichen. 
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Traktandum 4 

Tauschobjekt Telli-Zelgli-OSA, Vereinbarung Ortsbürgergemeinde - Einwohnerge-
meinde und Kanton - Stadt 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Es geht um einen Abtausch in verschiedenen Be-
reichen der Stadt Aarau zwischen der Einwohnergemeinde und der Ortsbürgergemeinde. 
Ursprünglich wurden wir vom Kanton darauf hingewiesen, dass die Sportanlagen in der 
Telli nicht mehr benötigt werden. Gleichzeitig haben wir festgestellt, dass unser Oberstu-
fenschulhaus im Schachen sanierungsbedürftig ist. Es müssen gewisse Massnahmen, bei-
spielsweise für die Erdbebensicherheit, getroffen werden. Parallel dazu ist noch ein Pla-
nungsbericht des Kantons zum Standort unserer Kantonsschulen vorgelegt worden, in 
welchem beispielsweise festgehalten wird, dass im Zelgli-Bereich ein Ausbau der Kapazitä-
ten kaum möglich ist. Aus diesem Grund schlagen wir Ihnen heute einen Landabtausch 
zwischen der Telli und dem Zelgli vor. Es geht um drei grosse Areale, die sich im Eigentum 
der Einwohnergemeinde, der Ortsbürgergemeinde und des Kantons befinden. Es geht um 
das Areal im Zelgli mit der neuen Kantonsschule und mit der Bezirksschule, insgesamt ge-
gen die 30’000 m2. Alles öffentliche Zone, also Zone für öffentliche Bauten. Weiter geht es 
um die Areale in der Telli mit Sportplatz, Hallenbad, Turnhalle der Kantonsschule. Es han-
delt sich ebenfalls um ein Areal in der Grössenordnung von 30’000 m2, welches grössten-
teils der Ortsbürgergemeinde gehört. Teile davon, vor allem worauf das Hallenbad steht, 
gehören dem Kanton Aargau. Zusätzlich geht es um das Areal im Schachen, welches mit 
ca. 37'000 m2 das grösste dieser Areale ist. Dort befindet sich eine Primarschule, eine 
Oberstufe, der Maienzugplatz und auch die Sporthalle. Der Parkplatz vor dem Schützen ist 
in dieser Gesamtsumme nicht inbegriffen. In diesen drei Arealen spielt sich der Landab-
tausch ab. Wir sind uns bewusst, dass es ein sehr komplexes Geschäft ist. Wir haben ver-
schiedene Informationsläufe gemacht. An der heutigen Versammlung nimmt Michael Um-
bricht. Generalsekretär BKS, als Gast teil. Er kann ebenfalls zu Fragen Stellung nehmen. 
Hanspeter Thür wird noch ein paar Worte zur rechtlichen und finanziellen Situation an Sie 
richten. 

Hanspeter Thür, Stadtrat: Gerne erläutere ich Ihnen die finanzielle Situation aus Sicht der 
Ortsbürgergemeinde. Sie finden die Angaben auf Seite 35 Ihrer Broschüre. Im unteren Teil 
wird der Geldfluss aus Sicht der Ortsbürgergemeinde dargestellt. Sie sehen auf der einen 
Seite die oberste Linie, welche den Erwerb dieser beiden Grundstücke betrifft. Anschlies-
send geht es um einen weiteren Erwerb einer Liegenschaft. Es handelt sich um die Liegen-
schaft im Schachen, welche der Einwohnergemeinde gehört. Als letzten Punkt geht es um 
eine Ausgleichszahlung infolge Minderertrag von Baurechtszinsen in der Telli. Bei diesem 
Betrag stellt sich die Frage, wie dieser zustande kommt. Von den Gegnern wird ja behaup-
tet, es sei eine völlig ungenügende Kompensationszahlung für die Beendigung des Bau-
rechtsvertrages mit dem Kanton. Aus unserer Sicht ist ein wichtiges Dokument in dieser 
Betrachtung nicht berücksichtigt worden. Es betrifft Ziffer 10 aus dem Baurechtsvertrag 
zwischen den Ortsbürgern und dem Kanton, welche eine Dauer bis 2052 festlegt. Im Ab-
satz 2 besteht aber eine Ausstiegsmöglichkeit für den Kanton, nämlich dann, wenn der 
Kanton die Turn- und Sportanlagen nicht mehr betreibt. Das ist die rechtliche Ausgangs-
lage. Wir wissen seit 2018, dass der Kanton aus dem Baurechtsvertrag aussteigen will, weil 
andere Überlegungen über die sportlichen Anlagen überwiegen. Einerseits wird das 
Schwimmbad nicht mehr benötigt. Andererseits hat der Kanton festgestellt, dass die Halle  
für den ganzen Schulablauf infolge der langen Wege sehr unpraktisch ist. Der Kanton will 
im Rössligut mehrere Hallen bauen. Das wissen wir seit 2018. Deshalb ist die Idee entstan-
den, diesen Abtausch zu überdenken. Was heisst es nun, wenn der Kanton bis Ende dieses 
Jahrzehnts aus dem Baurechtsvertrag aussteigt? Aktuell beläuft sich der Baurechtszins auf 
90’000 Franken pro Jahr. Wenn man davon ausgeht, dass der Baurechtszins von Seiten 
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Kanton noch bis Ende dieses Jahrzehnts bezahlt würde, kämen noch ca. 500’000 Franken 
zusammen. Wenn der Kanton also völlig für sich alleine die Frage entscheiden würde, aus 
dem Baurechtsvertrag auszusteigen, dann würde er das bis ca. Ende dieses Jahrzehnts – 
wenn die Halle bis dann gebaut ist - vollziehen. Wenn man über die Kompensationszah-
lung diskutiert, muss man wissen, dass der Kanton nicht bis 2052 an diesem Vertrag fest-
hält, sondern mutmasslich bis Ende dieses Jahrzehnts. Die Einwohnergemeinde zahlt den 
Ortsbürgern eine Kompensationssumme von 1.626 Millionen Franken. Der Vorwurf, die 
Kompensationszahlung sei ungenügend, ist also falsch. Sie berücksichtigt den bestehen-
den Baurechtsvertrag, namentlich die Ausstiegsklausel, nicht. Im Weiteren wird behauptet, 
dass der ganze Landhandel für die Ortsbürger infolge fehlender oder nicht realisierten 
Baurechtszinsen einen riesigen Verlust in der Grössenordnung von 20 bis 30 Millionen 
Franken verursacht. Ich habe darauf hingewiesen, dass der Kanton im Augenblick für das 
Grundstück in der Telli 90’000 Franken im Jahr zahlt. Nun stellt sich die Frage, ob die 
Ortsbürger den Vertrag weitere 100 Jahre auf diesem Niveau, oder vielleicht sogar auf ei-
nem besseren Niveau, halten könnten. Man muss also behaupten, dass die Einwohnerge-
meinde für die nächsten 100 Jahre mehr als 90’000 Franken pro Jahr an Baurechtszinsen 
leisten würde oder könnte. Wenn man das behauptet, hat man ein weiteres Dokument 
nicht im Blick. Nämlich das Gesetz über die Ortsbürgergemeinden. Dieses kantonale Ge-
setz hält im ersten Absatz klar fest, dass die Ortsbürgergemeinden gut wirtschaften müs-
sen. Dann aber wird im Absatz 2 als wichtiger Teil festgehalten: "Sofern die Mittel, vor al-
lem der Ertrag ihres Vermögens, ausreichen, obliegen Ihnen im Weitern". Das ist eine 
Verpflichtung, welche die Ortsbürger Kraft des kantonalen Gesetzes erbringen müssen, 
nämlich die Förderung des kulturellen Lebens. Auch der Buchstabe B ist wichtig. Die Orts-
bürger sind zur Mithilfe bei der Erfüllung von Aufgaben der Einwohnergemeinde verpflich-
tet. Ein Schulbau auf einer Ortsbürgerliegenschaft ist bestimmt eine sehr wichtige Auf-
gabe, welche die Ortsbürger erfüllen sollten, wenn dies finanziell möglich ist und auch 
Land zur Verfügung steht. Diese konkrete Bestimmung wird jetzt schon angewandt. Jetzt 
können wir einfach einen Blick in den Schachen werfen. Der Einwohnergemeinde steht dort 
eine Fläche der Ortsbürgergemeinde in der Grössenordnung von 30’000 m2 im Baurecht 
zur Verfügung. Darauf befinden sich die Primarschule, das Oberstufenzentrum etc., also 
zwei wichtige Schulanlagen. Für diese Fläche von 30'000 m2 im Schachen zahlt die Einwoh-
nergemeinde der Ortsbürgergemeinde genau 7’500 Franken. Ein symbolischer Betrag, ge-
nau in Erfüllung der Bestimmung im Paragraf 2 des Gesetzes über die Ortsbürgergemein-
den. Es handelt sich nicht um eine Schenkung der Ortsbürgergemeinde an die 
Einwohnergemeinde. Es ist ein Grundstück, welches weiterhin den Ortsbürgern gehört. 
Wenn man jetzt auf dieser Basis rechnet und wir einen vergleichbaren Baurechtszins wie in 
der Telli zahlen, kämen wir in 100 Jahren auf 750'000 Franken. Dieser Baurechtszins ist 
nicht aufgeführt. Aber wie ich ausgeführt habe, sind unter dem Titel der Ausgleichszah-
lung Minderertrag Baurechtszins nicht 500’000 Franken enthalten – was der Kanton mut-
masslich zahlen müsste bis Ende dieses Jahrzehnts - sondern es sind 1.6 Millionen Fran-
ken Die Einwohnergemeinde müsste auf der Basis der Konditionen im Schachen an die 
Ortsbürgergemeinde 750’000 Franken bezahlen. Die Ortsbürgergemeinde erhält aufgrund 
dieses Vertrags die Ausgleichszahlung, welche deutlich höher ist, als sie eigentlich zu 
rechnen wäre, wenn man auf dem Baurechtsvertrag basieren würde, der im Jahr 1972 un-
terschrieben worden ist. Der Stadtrat ist der Meinung, dass es sich um einen sehr fairen 
Deal handelt. Die Ortsbürger erhalten dann das Terrain im Oberstufenzentrum im 
Schachen wieder zurück, zur möglichen Nutzung durch einen Dritten. Es handelt sich je-
doch um eine öffentliche Zone, dort ist nicht alles möglich. Es ist natürlich mit einem drit-
ten Nutzer, welcher nicht in der Verpflichtung nach Ortsbürgergesetz steht, ein ganz an-
derer Preis realisierbar. Das ist das Angebot der Stadt. Der Stadtrat ist ganz klar der 
Auffassung, dass es ein fairer Deal ist und die Ortsbürger damit nicht über den Tisch ge-
zogen werden.  
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Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Diese Berechnungen sind natürlich ein starker 
Abgleich, was ist Historie, was ist Zukunft, mit vielen verschiedenen Grundstücken. Ich 
versuche die Zielsetzungen des Stadtrats bei diesem Geschäft um den Landabtausch zwi-
schen Kanton und Stadt und intern bei der Stadt zwischen Einwohnergemeinde und Orts-
bürgergemeinde zusammenzufassen. Grundsätzlich ist unser Hauptziel, die Landflächen 
für die Aarauer Schulen auf öffentlichem Raum sicherstellen zu können. Ein zweites Ziel 
ist, dass wir die Sicherung der Entwicklungsmöglichkeiten der beiden Aarauer Kantons-
schulen gewährleisten können, insbesondere der Alten Kantonsschule und der Neuen Kan-
tonsschule. Schlussendlich geht es uns natürlich auch darum, dass wir die Erträge der 
Ortsbürgergemeinde aus den Baurechten in diesen Zonen für öffentliche Nutzung auch si-
cherstellen können. Wir sind nicht daran interessiert, dass die Ortsbürgergemeinde eine 
erodierte Ertragssituation sehen muss. Aktuell haben wir bei den Schulräumen im Zelgli 
und im OSA gegen 40 Abteilungen. Diese Zahl schwankt immer ein wenig. Es ist latent 
ausbaubar, aber mit 40 Abteilungen plus. Der Bedarf, der uns von der Kreisschule gemel-
det wurde, beläuft sich für das Jahr 2030 und folgende auf 54 Abteilungen und mehr. Es 
ist deshalb das Ziel, Abteilungen ohne Schulhausprovisorien sicherstellen zu können. Für 
uns ist die Telli ein idealer Standort für einen zusätzlichen Oberstufenstandort. Das zweite 
Ziel ist die Entwicklung der Kantonsschulen. Die Alte Kantonsschule soll jetzt auf den Ma-
ximalbestand nach kantonaler Regelung von 66 Abteilungen ergänzt werden. Das ist nur 
möglich, wenn die Kantonale Schule für Berufsbildung, welche auch eine der kantonalen 
Schulen ist, aus dem bisherigen Areal entfernt wird. Es gibt zusätzlich einen Bedarf an nä-
heren Sportanlagen. Deshalb soll das Baurecht in der Telli zurückgegeben und ein Neubau 
von zwei Dreifachturnhallen im Rössligut in näherer Gehdistanz des Areals der Alten Kan-
tonsschule geplant werden. Die Neue Kantonsschule erhält gleichzeitig durch den geplan-
ten Abtausch des Zelglischulhauses und auch der Areale dort, auf dem Areal der Neuen 
Kantonsschule mittelfristiges Ausbaupotenzial. Das Zelglischulhaus ist gleichzeitig ein ide-
aler Standort, um die ganze Kantonale Schule für Berufsbildung zusammenzuführen. 
Schlussendlich geht es um die Ertragssicherung der Ortsbürgergemeinde. Wie von Hanspe-
ter Thür erwähnt, wären das beim Areal Telli bis ins Jahr 2025 maximal 90'000 Franken. 
Gleichzeitig haben wir das Baurecht der Einwohnergemeinde für die Areale im Schachen 
mit den ebenfalls angesprochenen 7'500 Franken. Wir schlagen vor, dass die Ortsbürger-
gemeinde die zwei Parzellen, auf welchen heute das Hallenbad steht, übernimmt. Einfach 
das Land für ca. 5 Millionen Franken. Sie finden die Zahlen in den Unterlagen. Zusätzlich 
schlagen wir vor, dass die Ortsbürgergemeinde der Einwohnergemeinde für den Bau von 
obligatorischem Schulraum der Oberstufe für 100 Jahre das kostenlose Baurecht gewährt. 
Zusätzlich entschädigt die Einwohnergemeinde die Ortsbürgergemeinde im Umfang von 
1.6 Millionen Franken für entgangene Baurechtszinse des Kantons von diesem Jahr an bis 
2052, unter Einbezug von Abzinsungsfaktoren, obwohl wir wissen, dass der Kanton früher 
das Baurecht beenden will und das auch kann. Viertens schlagen wir der Ortsbürgerge-
meinde zur Arrondierung der eigenen Parzellen im Schachen vor, die kleine Parzelle in der 
Grössenordnung von 2'000 m2, welche nördlich des Oberstufenschulhauses liegt und wo-
rauf sich die Veloständer befinden, ebenfalls käuflich für 1.5 Mio. Franken zu erwerben. 
Zusammen mit diesem und mit dem Wegzug des Oberstufenschulhauses im Telli, im Kon-
zept des Oberstufenzentrums, gibt es genau auf diesem Areal im Schachen, auf welchem 
jetzt das Oberstufenschulhaus steht, ergänzt um die kleinere Parzelle, die von der Einwoh-
nergemeinde abgegeben würde, ein Areal, welches neu durch einen Dritten genutzt wer-
den kann. Keine obligatorischen Schulen. Genau dort besteht die Möglichkeit, um zusätzli-
che, ertragssichernde langfristige Baurechtszinseinnahmen zu generieren. Sie entscheiden 
heute Abend darüber, ob dieser Vorschlag mit diesen fünf Komponenten so umgesetzt 
werden kann oder nicht. Wir haben verschiedene Primarschulstandorte in Aarau. Ich habe 
einfach einmal aufgeschrieben, wie die Landeigentumsverhältnisse sind. Wir haben prak-
tisch überall die Einwohnergemeinde als Eigentümerin des Landes für die obligatorischen 
Schulen, und kein einziges dieser Grundstücke - weil sie der Einwohnergemeinde gehören 
– ist mit einem Baurechtszins belastet. Es gibt eine Ausnahme im Schachen mit 7’500 
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Franken pro Jahr. Der Hintergrund ist ganz interessant. Die Ortsbürgergemeinde hat näm-
lich in den 50er und 60er-Jahren der Einwohnergemeinde Land geschenkt und zwar für 
das Gönhardschulhaus und für das Schwimmbad im Schachen. Als es im Jahr 1968 um den 
Bau der Primarschule im Schachen gegangen ist, hat der Stadtrat in weiser Abwägung ge-
sagt, eine Schenkung ist eigentlich etwas, die gerne vergessen wird. Das ist ja auch tat-
sächlich so. Es war uns nicht bewusst, dass es eine Schenkung gewesen ist. Wir wollen 
deshalb einen symbolischen Preis, um sich mindestens daran zu erinnern, dass eben die 
Ortsbürgergemeinde diese Funktionen der Einwohnergemeinde unterstützt. Man hat die 
erste Tranche zu 4’000 Franken der Einwohnergemeinde abgegeben. Man hat nachher ein 
Oberstufenschulhaus, eine Sporthalle, einen Maienzugplatz dazu gebaut und in den Acht-
zigerjahren die ganze Geschichte auf die Grössenordnung 6'500 Franken Baurechtszins 
arrondiert, welcher im Jahr 2000 noch einmal ergänzt wurde. Diese Situation führte zu die-
sem Wert und dass sich die Ortsbürgergemeinde sehr bewusst war, die Funktionen der 
Einwohnergemeinde zu unterstützen. Noch ein Hinweis zu den Folgen der Finanzen auf 
der Seite der Einwohnergemeinde. Die Abgabe des Zelglischulhauses im Kanton an den 
Kanton führt dazu, dass zum Beispiel das Hallenbad mit knapp 20 Millionen Franken mit-
berücksichtigt wird. In diesem ganzen Deal ist aber ein Zelglischulhaus mit 45 Millionen 
Franken enthalten. Der Kanton zahlt für das Zelglischulhaus 45 Millionen Franken. Wir 
zahlen im Gegenzug für das Hallenbad Grössenordnung 18/19 Millionen Franken. Ich 
frage Sie, würden Sie für ein Zelglischulhaus, welches ein sehr schönes Schulhaus ist, 120 
Jahre alt ist und unter Denkmalschutz steht, 45 Millionen Franken zahlen. Ja, aber nur 
dann, wenn wir als Kompensation die entsprechende Übernahme des Unterhalts des Hal-
lenbads übernehmen. Deshalb gibt es netto einen Zahlungsfluss des Kantons an die Ein-
wohnergemeinde von 24 Millionen Franken. Den Unterhalt des Hallenbads wird die Ein-
wohnergemeinde übernehmen. Dieser wird uns ca. eine halbe Million Franken kosten im 
Jahr. Wir wollen für die Stadt, für die Bevölkerung ein Hallenbad aufrechterhalten, mindes-
tens in den nächsten 10 bis 15 Jahren. Bis dann gibt es vielleicht eine andere Alternative in 
der Region. Für den Sanierungsbedarf des Hallenbads haben wir bis jetzt ca. 8 Millionen 
Franken eingestellt. Dieser Betrag ist schon seit mehreren Jahren als Beitrag der Stadt an 
den ursprünglich geplanten Ausbau des Hallenbads im Finanzplan enthalten. Der gesamte 
Schulraum, welcher für die Oberstufe – sei es im Schachen oder in der Telli – auf Kosten 
der Einwohnergemeinde gebaut wird, ist eine der Kernaufgaben der Einwohnergemeinde. 
Insgesamt ist es beim Vorschlag, den wir Ihnen heute unterbreiten, sehr wichtig, dass die 
Ortsbürgergemeinde die zentralen langfristigen Funktionen mitträgt, damit man die Land-
flächen für den Schulraum für die obligatorischen Aarauer Schulen auf öffentlichem Grund 
sicherstellen kann, dass wir gleichzeitig die Entwicklungsmöglichkeiten der kantonalen 
Schulen sichern können, dass es stabile langfristige Ertragsmöglichkeiten für die Bau-
rechtszinse der Ortsbürgergemeinde auf dem öffentlichen Grund gibt, dass es gleichzeitig 
eine Arrondierung der verschiedenen Flächen gibt, zum Beispiel in der Telli, indem einfach 
noch zwei Zusatzfelder zur Ortsbürgergemeinde dazukommen oder auch im Schachen, 
und dass wir mittelfristig das Hallenbad für die Stadt sichern können und dass wir dank 
dem Entwicklungsspektrum zwei zusätzliche Dreifachturnhallen im Rössligut haben. Diese 
können während der schulfreien Zeit von den Vereinen und von der Bevölkerung benutzt 
werden. Zu unserem Antrag wird jetzt Thomas Richner die Sicht und Perspektive der Orts-
bürgerfinanzkommission vorstellen. 

Thomas Richner: Die Ortsbürgerfinanzkommission hat das vorliegende Geschäft geprüft. 
Wir haben eine interne Sitzung gemacht – nur innerhalb der Kommission – und anschlies-
send haben wir die ordentliche OFK-Sitzung zusammen mit dem Stadtpräsidenten Hanspe-
ter Hilfiker und Stadtrat Hanspeter Thür abgehalten. Als weitere Auskunftspersonen stan-
den uns Daniel Müller, Leiter Ortsbürgergut und die Mietliegenschaften und Anja Bischof, 
Leiterin Portfoliomanagement, zur Verfügung. Es handelt sich um ein komplexes Geschäft, 
welches uns hier vorgelegt wird. Es ist in der Broschüre auf 13 Seiten abgedruckt. Das Ge-
schäft steht im Zusammenhang mit dem angedachten Oberstufenschulzentrum in der 
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Telli. Für uns Ortsbürger geht es aber grundsätzlich um den Erwerb von Land in der Telli, 
um den Ausstieg des Kantons aus dem Baurecht auf der ortsbürgerlichen Parzelle in der 
Telli und um einen Landerwerb beim Oberstufenschulhaus im Schachen. Verschiedene Mit-
glieder der OFK sind gegen die aktuelle Idee eines grossen Oberstufenzentrums in der 
Telli. Eine Beurteilung und der Entscheid darüber, ob es eine einzelne grosse Schule geben 
soll oder zwei oder mehrere kleine Standorte, ist aber nicht Aufgabe der heutigen Ortsbür-
gergemeindeversammlung, sondern Aufgabe der ganzen stimmberechtigten Bevölkerung 
von Aarau. Die Ortsbürgergemeinde hat im vorliegenden Geschäft über die vorgeschlage-
nen Landabtauschgeschäfte und die Bedingungen dafür zu entscheiden. Nach den Diskus-
sionen und Besprechungen ist die OFK grossmehrheitlich mit diesen vorgeschlagenen Be-
dingungen der vorliegenden Vereinbarung nicht einverstanden. Wir finden den 
vorgeschlagenen Vertrag für die Ortsbürger sehr nachteilig. Demnach müsste die Ortsbür-
gergemeinde Fremdkapital im Umfang von ca. 5 Millionen Franken aufnehmen, um die Par-
zellen 850 und 851 in der Telli vom Kanton zu kaufen. Das Geld müssen wir verzinsen. 
Anschliessend sollen die Parzellen ohne Entschädigung für 100 Jahre an die Einwohnerge-
meinde im Baurecht abgegeben werden. Zusätzlich soll auch die grosse Parzelle 849. auf 
welcher der Hauptteil der jetzigen Sportanlage in der Telli steht, für 100 Jahre gratis der 
Einwohnergemeinde zur Verfügung gestellt werden. Die Einwohnergemeinde wäre, in die-
ser Kompensationszahlung bereit, den Baurechtszins zu entschädigen, den wir durch den 
früheren Ausstieg des Kantons aus dem aktuellen Baurecht bis zum Jahr 2052 verlieren. 
Nachher bleiben aber immer noch mehr als 70 Jahre ohne Baurechtszins. Insgesamt füh-
ren dann die Geschäfte, je nach Berechnung, Zinsentwicklung und Landpreisentwicklung, 
zu einem Einnahmeverlust der Ortsbürgergemeinde von 12 bis 30 Millionen Franken, ge-
rechnet für die nächsten 100 Jahre. Gemäss Gesetz soll die Ortsbürgergemeinde unterstüt-
zend wirken. Das ist selbstverständlich richtig, aber die Unterstützung ist aus dem Ertrag 
des Vermögens zu leisten. Wenn wir keinen Ertrag mehr haben, können wir auch nicht un-
terstützen. Mit dem Vertrag verknüpft soll dann noch der zusätzliche Landkauf beim Ober-
stufenschulhaus im Schachen sein, welcher den Ortsbürgern im besten Fall zu angemesse-
nen Baurechtszinsen auf dieser Parzelle im OSA verhelfen soll. Mit diesen Vereinbarungen 
ist die grosse Mehrheit der Ortsbürgerfinanzkommission nicht einverstanden und bean-
tragt Ihnen heute die Rückweisung dieses Geschäfts. Die Ortsbürgerfinanzkommission ver-
steht den Bedarf von zusätzlichen Schulanlagen. Die inhaltliche Diskussion aber, ob es 
eine grosse Schule gibt oder eine kleinere an verschiedenen Standorten mit oder ohne Bei-
behaltung der bisherigen Schulhäuser, soll zuerst auf der Seite der Einwohnergemeinde 
diskutiert werden. Auch sieht die OFK mögliche positive Effekte einer Arrondierung der 
verschiedenen Parzellen in der Telli. So kann das Land der Parzellen 850 und 851 zur Zu-
sammenführung dieser ganzen Parzellen durch die Ortsbürger gekauft werden. Dann 
muss es aber zur Deckung dieser Schulzinsen auch eine Abgabe im Baurecht mit Bau-
rechtszinsen geben. Ansonsten könnte auch die Einwohnergemeinde die Parzelle selbst 
kaufen. Das ganze Konstrukt dieser Vereinbarungen ist unserer Ansicht nach zu komplex. 
Die Vermischung der Thematik in der Telli mit derjenigen im OSA ist nicht nötig. Die Ge-
schäfte von OSA und Telli können separat behandelt und traktandiert werden. Wir sind 
auch nicht unter Zeitdruck. Wir sind der Meinung, dass der Vertrag zwischen Einwohnerge-
meinde, Ortsbürgergemeinde und Kanton noch einmal durchdacht besprochen und über-
arbeitet werden soll. Insgesamt haben wir nämlich den Eindruck, dass allfällige Alternati-
ven oder Modifikationen des Schulprojekts noch nicht genügend erarbeitet und diskutiert 
worden sind. Deshalb wollen wir keinen Vorentscheid unsererseits provozieren und schon 
gar nicht zu diesen erwähnten schlechten Konditionen für die Ortsbürger ja sagen. Zusätz-
lich scheint uns auch der stadträtliche Antrag in der Botschaft sehr unscharf formuliert. 
Wir sollen das Gesamtprojekt Tauschobjekt Telli, Zelgli, OSA genehmigen. Dieses geht 
weit über den ortsbürgerlichen Teil hinaus. So haben wir ja eigentlich im Bereich Zelgli gar 
kein Geschäft. Zusätzlich sollte noch folgendes berücksichtigt werden: Land der Ortsbür-
ger, das an die Einwohnergemeinde abgegeben wird, ist unserer Meinung nach grundsätz-
lich auch mit einem Baurechtszins abzugeben. So soll ein neues Baurecht in der Telli dann 
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mindestens die gleichen Konditionen aufweisen, wie das bisherige Baurecht mit dem Kan-
ton, und zukünftige Anpassungen an Landwerte und Zinsumfeld sollen auch vorgesehen 
werden. Unsere Leistung für die Einwohnergemeinden, also allfällige Erlasse von Bau-
rechtszinsen, könnten dann allenfalls im Rahmen der jährlichen Budgets als Ausgabe zu 
Gunsten der Öffentlichkeit oder der Einwohnergemeinde diskutiert werden. Die Ortsbür-
gerfinanzkommission stellt basierend auf diesen Diskussionen und den Überlegungen fol-
genden Antrag: Das Geschäft ist an den Stadtrat zurückzuweisen mit dem Auftrag zur 
Überarbeitung, unter Einbezug der obigen Aussagen und Überlegungen. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Die OFK beantragt nun die Rückweisung dieses 
Geschäfts, weshalb wir über diesen Antrag diskutieren. Wir werden eine Liste von Perso-
nen aufnehmen, die ein Statement zur Rückweisung abgeben möchten. Wir werden eine 
Redezeitbeschränkung von 5 Minuten vorgeben. Stadtschreiber Fabian Humbel wird diese 
Personen auflisten. 

Peter Zubler: Ich bin der Meinung, dass eine Aussage des Stadtpräsidenten falsch war. Für 
das Zelglischulhaus löst man nicht 45 Millionen Franken, sondern gemäss Botschaft nur 
30 Millionen Franken. Wir reden heute über den Landabtausch, aber wir reden gleichzeitig 
eben auch über die Schulanlage im Telli. Meiner Meinung nach, entgegen der Meinung der 
OFK, muss heute darüber diskutiert werden. Die Ortsbürger möchten wissen, was auf ih-
rem Land passiert und möchten mitreden. Wenn wir jetzt nicht diskutieren, diskutieren wir 
bei einer Rückweisung später mit einer neuen Vorlage. Das ist meiner Meinung nach nicht 
sinnvoll. Es erzeugt nur Leerläufe und unnötige finanzielle Ausgaben. Ich möchte an drei 
Themenbereichen kurz darlegen, weshalb wir meiner Meinung nach die Rückweisung ab-
lehnen müssen und anschliessend auch das Geschäft. Themenbereich 1, Schulanlage Telli: 
Die Anlage ist viel zu gross geplant. Wir haben Probleme in der OSA, wir haben Probleme 
in der Telli, die man im Moment nicht im Griff hat. Wenn die Schule noch grösser ist, wird 
das Problem auch grösser. Je kleiner eine Schulanlage ist, umso persönlicher ist die Lern-
atmosphäre und umso geringer ist das Konfliktpotenzial. Es gibt auch Alternativen zur 
Telli. Nicht nur diejenigen, die der Stadtrat mit den Gönhardgütern portiert hat. Unbestrit-
ten ist, dass wir in Aarau neuen Schulraum benötigen. Weshalb aber verkauft Aarau ein 
Schulhaus an den Kanton, wenn man neuen Schulraum benötigt? Themenbereich 2, Land-
abtausch: Der Stadtrat hat sich bemüht darzulegen, dass es sich um kein schlechtes Ge-
schäft handelt. Ich möchte aber trotzdem aufzeigen, dass es eben doch ein schlechtes Ge-
schäft ist. In der Telli sollten wir Land für 5 Millionen Franken kaufen. Wir haben aber 
keinen Gegenwert. Hier stellt sich die Frage, weshalb sollen wir das Land kaufen und nicht 
die Stadt Aarau. Dadurch wäre dieser Konflikt schon einmal gelöst. Der Stadtrat behauptet 
in der Botschaft, dass die vorliegende Vereinbarung partnerschaftlich erarbeitet wurde, um 
die Interessen der Parteien bestmöglich zu vereinen. Wenn man die Unterlagen anschaut, 
sind die Interessen der Ortsbürger nicht genügend vertreten worden. Ich finde zumindest 
den Ansatz dazu nicht. Nun zum Baurechtszins: Ich vertrete die gleiche Meinung wie der 
Sprecher der OFK. Ich sehe nicht ein, weshalb wir keine Baurechtszinse in der Telli generie-
ren sollten. Die Stadt Aarau hat im gleichen Geschäft, im gleichen Zusammenhang, im 
Zelgli vom Kanton einen Baurechtszins verlangt. Das sind bei 16’000 m2 6.76 Franken pro 
m2. 112’000 Franken erhält die Stadt Aarau vom Kanton. Wenn man diesen Betrag auf die 
Fläche umrechnet, welche wir der Stadt zur Verfügung stellen würden, sind wir bei 
210'000 Franken. Über die 70 Jahre hinaus sind wir dann bei diesen 15 Millionen Franken 
und mit den anderen 5 Millionen Franken wären wir bei 20 Millionen Franken angelangt. 
Dafür wird kein Zins erzielt. Ich finde das nicht fair. Beim OSA Schachen sollten die Orts-
bürger eine Landparzelle der Stadt erwerben. Nach der Umsetzung haben wir auf dieser 
Parzelle eine Abbruchliegenschaft, nämlich das OSA. Diese sollten wir nachher in einer 
Zone für öffentliche Bauten weiter entwickeln. Das ist kein guter Deal. Themenbereich 3: 
Die Stadt braucht die Ortsbürger gar nicht. Wenn die Stadt die Telli selbst kauft und wenn 
man das OSA-Geschäft nicht vollzieht, benötigt sie lediglich einen Baurechtsvertrag in der 
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Telli mit der Ortsbürgergemeinde. Es käme bestimmt gut, wenn uns dort ein redimensio-
niertes Projekt mit einem anständigen Baurechtszins vorgestellt würde. Ich habe den Ein-
druck, dass uns die Stadt Aarau primär als Sponsor braucht und nicht als gleichberechtig-
ten Partner. 

Verena Jean-Richard-dit-Bressel: Ich bin in Aarau aufgewachsen, habe die Bezirksschule 
und die Kantonsschule besucht und habe in Aarau eine gute Grundausbildung erhalten. 
Seither ist Aarau gewachsen und meine Familie ist auch gewachsen. Meine drei Kinder sind 
noch klein und sie werden von diesem Entscheid betroffen sein. Ich möchte, dass sie in 
Aarau in eine moderne Oberstufe gehen können und anschliessend in die Kanti oder ins 
10. Schuljahr, welchen Weg sie auch immer wählen. Es soll Platz haben für sie. Wir haben 
als Ortsbürger eine Verantwortung, aber auch als Gesellschaft, als Eltern und als Grossel-
tern. Wir müssen unseren Beitrag leisten, damit wir genügend und auch hochwertigen 
Schulraum haben. Wir stellen diesen nicht einfach nur der Einwohnergemeinde zur Verfü-
gung, sondern unseren Kindern. Ich finde, das ist noch wichtig. Heute haben wir die 
Chance, mit dem Landabtausch die Grundlagen zu legen, damit die Qualität und auch die 
Quantität von richtig guter Schulbildung in Aarau auch in Zukunft noch vorhanden sind. 
Wir sind unter Zeitdruck. Die Schulen sind überfüllt. Wir wissen es alle. Die Kanti mit über 
110 und über 120 Prozent. Die Bezirksschule hat 24 anstelle von 18 Klassen. Das OSA ist 
marode. Ich habe das Gefühl, eine Rückweisung wäre ein fatales Signal. Nicht nur gegen-
über der Gesellschaft, sondern auch gegenüber der nächsten Generation. 

Andres Basler: Vorweg kann ich sagen, dass ich dem Rückweisungsantrag der Finanzkom-
mission zustimmen kann. Das erlaubt dem Stadtrat, im Sinne der heutigen gefallenen Vo-
ten noch einmal über die Bücher zu gehen und abzuklären, ob das vorgelegte Geschäft 
wirklich das Beste ist. Ich habe mich erkundigt, wie viel Studierende an der Alten und der 
Neuen Kantonsschule sind. Die Alte Kantonsschule verzeichnet 1’200 Studierende, die 
Neue Kantonsschule 800. Meiner Meinung nach sind dies genügend Studierende für den 
Raum Aarau. Erweiterungen – wenn sie dann dringend nötig sind- kann man wieder auf die 
Traktandenliste setzen. In den genannten 1’200 Studieren sind die Schüler der Kantonalen 
Schule für Berufsbildung gar nicht inbegriffen. Die Nähe der Kantonalen Schule für Berufs-
bildung zur Alten Kantonsschule ist von Vorteil für beide, aber nur, wenn die Zusammen-
arbeit nicht nur verbal ist, sondern wenn die Studierenden bei der Ausbildung davon konk-
ret profitieren können. Eine Auslagerung der Kantonalen Schule für Berufsbildung in die 
Schulanlage Zelgli macht keinen grossen Sinn. Im Übrigen hätte die Alte Kantonsschule 
schon seit Jahren einen neuen Standort an der Bahnhofstrasse suchen können. Möglichkei-
ten hat es viele gegeben, genutzt wurden sie nicht. An die Kantonale Schule für Berufsbil-
dung kommen Studierende nicht nur aus dem Raum Aarau, sondern aus dem halben Kan-
ton. Diese haben einen Standort an der Bahnhofstrasse in der Nähe der Alten Kantons-
schule nötig, damit die angesprochene Zusammenarbeit auch funktionieren kann. Bei der 
inhaltlichen Planung der Volksschule Oberstufenzentrum hat offenbar die Kreisschule 
Aarau-Buchs das Sagen. So heisst es, das KSAB habe die Bestellung für ein Oberstufenzent-
rum geliefert. Es gilt nun, das Gesetz umzusetzen. Das ist für mich zu viel Einschränkung 
und ich hoffe, der Stadtrat teilt meine Meinung in dieser Beziehung. Bei der Realisierung 
des Oberstufenzentrums sind die bestehenden Oberschulen nicht mehr nötig. Was mit die-
sen dann passieren soll, wird zum Teil beantwortet, aber teilweise ist es völlig offen und 
unklar. Auch dazu hätte ich gerne das nächste Mal ein wenig deutlichere Angaben. Der 
Landabtausch mit dem Kanton macht deutlich, dass die Einwohnergemeinde Aarau zu we-
nig eigenes Bauland hat. Ein Defizit infolge einer verfehlten Landpolitik in der Vergangen-
heit nach dem Motto: Land verkaufen und nicht kaufen. Ich muss sagen, dass sich diese 
Haltung in den letzten Jahren gebessert hat. Nun aber zu meinem persönlichen Anliegen. 
Ich bin überzeugt, dass Aarau zwei Oberstufenzentren braucht. Eines in der Telli und das 
andere im Zelgli, wo heute die Bezirksschule steht. Der Standort Telli ist von mir aus nicht 
bestritten. Über die Grösse wird zu diskutieren sein. Weshalb das Zelgli nicht in Frage 
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kommt, hat der Stadtrat offiziell in seinem Bericht nicht gross begründet. Abklärungen der 
Aargauer Zeitung haben aber gezeigt, dass das Zelgli zum sogenannt städtischen Silberge-
schirr gehört und dieses möchten wir jetzt für einen Schnäppchenpreis an den Kanton ab-
geben. Damit wäre ich persönlich nicht einverstanden. 

Benita Leitner: Ich bin selbst hier in Aarau aufgewachsen und habe sämtliche Schulstufen 
durchlebt. Heute geht es aber nicht um mich, sondern um meine beiden Kinder. Sie haben, 
genauso wie, ich ein Anrecht auf eine pädagogisch wertvolle, wichtige Grundlage für ihr 
Leben. Die Zeit um zu handeln ist jetzt und nicht morgen. Wir haben keinen Platz mehr für 
unsere Schüler. Die Kinder haben ein Anrecht, gute und schöne Erinnerungen an Aarau zu 
haben. Ich habe auch schon die Schule im Zelgli besucht und schon damals, vor 15 Jahren, 
war die Anlage nicht mehr auf dem neuesten Stand. Es handelt sich also um eine Investi-
tion in unsere Zukunft. Es geht auch nicht um ein Oberstufenzentrum jetzt. Man muss 
auch nicht argumentieren, ob es eine Monsterschule werden soll. Wir bestimmen heute 
einfach eine Ausgangslage, damit wir mit Bedacht vorausgehen und schauen können, wie 
weiterer Schulraum erschlossen werden kann, damit nicht nur die Oberstufe in Aarau wei-
ter auf einem hohen Niveau sein kann, sondern eben auch die weiterführenden Kantons-
schulen. Ich bin deshalb selbstverständlich gegen die Rückweisung des Antrags und würde 
mich natürlich sehr freuen, wenn viele meiner Meinung folgenden würden. 

Felix Kuhn: Ich habe auch all die Schulen besucht, von der Jurastrasse ins Zelgli. Wir durf-
ten das Velo nicht benutzen. Wir haben zu nahe gewohnt. Aber wir haben diejenigen be-
nieden, die von der Bachstrasse mit dem Velo gekommen sind. Wir stiegen das Buben-
Treppenhaus hinauf und benützten den Buben-Pausenplatz. Das Mädchen-Treppenhaus 
und der Mädchen-Pausenplatz befanden sich auf der anderen Seite, das alles im Jahr 1962. 
Ich glaube, in der ganzen Schweiz hat es so etwas nicht mehr gegeben. Ich habe die 
Schule nicht als kinder- oder schülergerecht empfunden. Die vorletzte Woche besuchte ich 
die Ausstellung im Schachen über die ausgearbeiteten Vorbereitungen. Ich war begeistert 
von dieser Schule. Es sind feingliedrige Pavillons, verbunden mit Gängen, untereinander 
vernetzt, schöne Aussenräume, schöne Häuser. Für mich war klar, dass es wieder einmal 
eine gute Sache gibt, wie die Telliüberbauung. Damals befürchtete man dort vermehrte 
Kriminalität und Sozialprobleme. Heute ist es ein Ort, der aus der ganzen Schweiz besucht 
wird, um sich von der Machbarkeit dieser grossen Anlage zu überzeugen. Seinerzeit war 
es die grösste in der ganzen Schweiz, ausser in Le Lignon in Genf. Heute ist der Moment, 
die Grundlage zu legen, damit man mit einem solchen Projekt weiterfahren kann. Das Pro-
jekt ist kompliziert und muss von Fachleuten begleitet und intensiv daran gearbeitet wer-
den. Das wurde gemacht, wie in der Telli auch. Die Bauordnung, die in der Telli 1950 galt, 
wurde Vorbild für die ganze Schweiz. Es gibt viele Bauordnungen in anderen Städten der 
Schweiz analog derjenigen von Aarau. Es war eine vorbildliche Arbeit des späteren Stadt-
ammanns Zimmerli. Als das KIFF vor 35 Jahren entstand, befürchtete man eine Lärmquelle 
und Drogenprobleme. Damals bestanden dort auch schon Ortsbürgerwohnungen. Es kam 
alles gut. Man hat die Probleme mit kleinen Schritten bewältigt. Genau vor einem Jahr hat 
die Einwohnergemeinde mit 75 % den Kredit für den Weiterbestand und den Neubau des 
neuen KIFFs bewilligt. Die Leute, welche die wunderbare, sanierte Siedlung in der Telli be-
staunen, besuchen anschliessend die Altstadt, gehen essen oder in das Kunsthaus und 
freuen sich über eine aufgeschlossene schöne Stadt. Das ist doch wichtig und nicht, ob es 
drei oder vier Millionen Franken mehr oder weniger sind. Es geht um die Werte dieser 
Stadt und ihrer Aufgeschlossenheit und Zukunft. Deshalb bitte ich Sie, der erarbeiteten 
Grundlage zuzustimmen. Ich möchte noch etwas zum Geld sagen. In der gleichen Zeit, als 
das Zelglischulhaus gebaut wurde – 1911 erfolgte die Einweihung - hat die Stadt Aarau alle 
Äcker und Wiesen im ganzen Gartenstadtgebiet aufgekauft und zu den Selbstkosten bei-
nahe gratis an die Bürger abgeben mit der Bedingung, dass innerhalb eines Jahres mit dem 
Bau begonnen werden muss, der nicht grösser als ein Zweifamilienhaus sein darf. Heute 
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denken wir doch nicht an einen Deal mit Franken und Rappen zwischen der Ortsbürgerge-
meinde und der Einwohnergemeinde. Wir denken an die Zukunft dieser Stadt. 

Lukas Pfisterer: Ich habe eine Frage zur Präsentation, welche uns der Stadtpräsident vor-
her gezeigt hat. Er hat uns aufgezeigt, dass die Ortsbürgergemeinde der Einwohnerge-
meinde verschiedene Grundstücke geschenkt hat, mit Ausnahme des Schachen Areals. 
Dort haben wir einen Baurechtszins von 7'500 Franken zugute. Die Telli war auf dieser 
Liste auch aufgeführt. Offenbar haben die Ortsbürger der Einwohnergemeinde einmal die 
Grundstücke geschenkt. Jetzt sind sie Eigentum des Kanton und wir müssen jetzt diese als 
Ortsbürger wieder zurückkaufen. Habe ich das so richtig verstanden? Im Übrigen denke 
ich, dass man den Rückweisungsantrag ablehnen kann. Das Ergebnis wird bei einer erneu-
ten Prüfung durch den Stadtrat nicht besser. 

Peter Hanggartner: Ich finde es nicht gut, wenn in der Telli ein Schulhaus für 1’200 Schü-
ler oder noch mehr gebaut wird. Schon heute ist der Bus völlig überfüllt. Es braucht viel 
Platz für1'200 oder 1'400 Personen. Allenfalls wird noch ein Velo mittransportiert. Dies ist 
noch die einzige Ost-Westverbindung, die wir haben. Die Hintere Bahnhofstrasse ist einge-
schränkt durch die Barriere des Trams, den Kreisel beim AEW-Gebäude und denjenigen in 
der Gais. Viel schlimmer geht es nicht. Nordsüd gibt es schon bald nicht mehr auf der 
Strasse im Verkehr. Ich unterstütze die Rückweisungen dieses Antrags. Es soll eine Ver-
kehrskommission bestimmt werden, die ihren Job versteht. Sonst gibt es eine Katastrophe. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Wie erwartet, sind nun verschiedene Themen auf-
gegriffen worden. Auf die Frage von Lukas Pfisterer kann ich antworten, dass die aufge-
führten Landstücke der Primarschul- und Oberstufenstandorte nicht alle von der Ortsbür-
gergemeinde an die Einwohnergemeinde verschenkt worden sind. Alle Standorte – ausser 
dem Schachen – sind einfach Standorte, welche auf dem Land der Einwohnergemeinde ste-
hen. Diese Situationen haben sich einmal so ergeben. Beim Gönhard war es eine Schen-
kung. Es geht um die Rückweisung unseres Antrags. Es ist nicht zu entscheiden, wie gross 
diese Schule wird, welche dann irgendwann auf dem Areal in der Telli steht. Wir haben den 
Wettbewerb extra frühzeitig gestartet, damit ersichtlich wird, dass es vier verschiedene 
Schulhäuser in einem Maximalausbau gibt. Es ist eine etappierbare, flexible Schule. Wir ha-
ben auf Seite 35 die Kosten aufgegliedert. Jetzt haben wir natürlich das Bezirksschulhaus, 
welches 30.4 Millionen Franken ausmacht, aber es gibt noch die Parzelle 973, auf welcher 
der Sportplatz und die Turnhalle stehen. Das sind auch noch je 7.6 und 6.8 Millionen Fran-
ken. Insgesamt ist tatsächlich das Zelglischulhaus die wertvollste oder die teuerste Liegen-
schaft, welche wir in unserem Portefeuille haben. Es sind eben 45 Millionen Franken. Bei 
den Baurechtszinsen trifft es zu, dass es für die Einwohnergemeinde natürlich sehr auf-
wändig wäre, wenn man für die eigenen obligatorischen Schulen hohe Baurechtszinse zah-
len muss. Ein symbolischer Baurechtszins, wie im Schachen, ist denkbar. Wir haben jetzt 
eine Baurechtszinsentschädigung für die entgehenden 90’000 Franken für das auslau-
fende Baurecht des Kantons vorgezogen und nachher eben eine Arrondierung der Flächen. 
Die Rückweisung würde bedeuten, dass man das Geschäft jetzt wieder zurückgibt. Es wur-
den verschiedene Punkte angesprochen. Im Kanton gibt es Baurechtszinse. Wenn die Ein-
wohnergemeinde oder die Ortsbürgergemeinde dem Kanton Baurecht abgibt, dann gibt es 
natürlich einen substanziellen Baurechtszins. Wenn wir aber als Einwohnergemeinde/Orts-
bürgergemeinde, als Stadt Aarau, für unsere eigenen Funktionen Baurecht untereinander 
austauschen, ist eben ein zinsloses Baurecht durchaus auch üblich. Bei den Schulen haben 
wir diese Tradition mit einer Ausnahme. Wie gesagt, es geht heute nicht um die Grösse der 
Schule. Es wird Schulraum brauchen, im aufgezeigten Volumen mit 54 Abteilungen plus 
für die Oberstufe im Raum Aarau. Wir haben auch Gemeindeschulen, bei welchen jeder 
einzelne Standort mehr Schulraum braucht. Im Schachen haben wir das Primarschulhaus 
erweitert. Wir haben jetzt das Areal des Oberstufenschulhauses. Dort ist es zwar möglich, 
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einen Ausbau vorzunehmen, aber die Verhältnisse für den Oberstufenstandort sind dort 
sehr eng. Der Stadtrat zieht es deshalb vor, die Oberstufe auf die Telli zu konzentrieren 
und dann die Ortsbürgergemeinde eben zur Möglichkeit zu bringen, im Bereich des aktu-
ellen Oberstufenstandorts die entsprechende baurechtszinsgenerierende Drittvermietung 
wieder erreichen zu können. Diese Anträge stellen wir am heutigen Abend im Rahmen die-
ses Abtausches. Die Übernahme der zwei Parzellen in der Telli zur Arrondierung. Es ist 
Land im öffentlichen Raum für öffentliche Nutzungen. Wenn aber die Einwohnergemeinde 
das nicht möchte, gibt es nicht wahnsinnig viele zusätzliche Möglichkeiten. Der Kanton 
hat die Strategie, dass er eigene Bauten auf eigenem Land baut. Mit den Verschiebungen 
der Zeughäuser hat der Kanton sehr viele Flächen zur Verfügung, auf welchen er eigene 
Liegenschaften selbst bauen kann. Er ist somit gar nicht mehr auf die anderen öffentlichen 
Zonen angewiesen. Die Entschädigung, die wir der Ortsbürgergemeinde für die entgehen-
den Baurechte leisten würden, die Übernahme der Parzelle im Schachen zur Arrondierung 
des eigenen Grundstücks und damit verbunden die Möglichkeit für neue Baurechtszinse, 
ist unser Antrag an die Ortsbürgergemeinde. Die OFK beantragt nun, den stadträtlichen 
Antrag zurückzuweisen. 

Michael Brack: Ich glaube, dass nun viele Anwesende nicht genau wissen, was der Rück-
weisungsantrag bedeutet. Ist es richtig, dass wir bei Annahme des Rückweisungsantrages 
heute nicht mehr über den Landabtausch abstimmen könnten, also ob man dafür oder da-
gegen ist. Wenn man also über den Landabtausch abstimmen möchte, muss man zuerst 
den Rückweisungsantrag ablehnen. Ist das richtig? 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Das ist richtig so. Eine Rückweisung bedeutet, 
dass das Geschäft abgeschlossen ist. Wenn Sie der Rückweisung nicht zustimmen, dann 
gehen wir auf das Geschäft ein und stimmen anschliessend auch über den Landabtausch 
ab. 

Wir gelangen nun zur Abstimmung über den Rückweisungsantrag der OFK. 

Beschluss 

Der Rückweisungsantrag der OFK wird mit 122 Ja-Stimmen gegen 307 Nein-Stimmen ab-
gelehnt. 

Somit treten wir auf das Geschäft ein. 

Michael Liechti: Es sind ein paar interessante Voten gefallen. Peter Zubler ist der Meinung, 
dass grosse Schulen grosse Probleme bringen. Das glaube ich nicht zwingend. Das ist eine 
Frage des Rahmens und der Perspektive. Es gibt an anderen Orten auch sehr grosse Schu-
len. Ich weiss, dass Sie alle den Standort Baden angeschaut haben. Ich glaube, die Grösse 
ist eine sekundäre Fragestellung und über die Schule stimmen wir in dem Sinne noch gar 
nicht ab. Vermehrt besteht die Meinung, dass das in Betracht gezogene Areal für das OSA 
ganz schlecht sei. Ich glaube, das OSA-Areal kann in einer späteren Phase sehr gut weiter-
entwickelt werden. Meines Erachtens geht es um drei Punkte. Man hat diese Punkte ganz 
gut auf der Folie 21 gesehen. Auf der Folie 21 haben wir die Sicherung der Landflächen 
gesehen. 1. Punkt: Es geht um die Aarauer Standorte, um die Perspektive der Aarauer und 
umliegende Schulen. 2. Punkt: Es geht um die Sicherung und Entwicklung der Kantons-
schulen. 3.Punkt: Es geht um finanzielle Themen. Ich glaube, primär geht es darum, Bil-
dung versus Finanzen. Ich bin der Meinung, dass man die Bildung viel höher gewichten 
sollte, als das Thema Finanzen. Heute wurde viel über die Finanzen gesprochen. Ich bin 
sehr zuversichtlich und überzeugt, dass die Finanzen schlussendlich aufgehen werden. Es 
geht aber um die ersten zwei Punkte. Um die Schullandschaft am Standort Aarau und um 
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die Schullandschaft der Kantonalen Schulen. Ich glaube, die Bildung ist das Wichtigste und 
die Zukunftsgestaltung. Wie bereits von Benita Leitner und Verena Jean-Richard erwähnt, 
geht es um unsere Kinder, um Bildung, um die Weiterentwicklung des Regionalen Schul-
standortes, aber auch um die grossartige Perspektive für die Neue Kantonsschule, für die 
Alte Kantonsschule für die KSB. All das gehört zusammen und ergibt ungeheure Perspekti-
ven und Chancen, wenn man zu diesem Geschäft ja sagt. 

Beatrice Klaus: Aarau wächst und wächst. Das ist doch ein schönes Zeichen für die Attrak-
tivität und die Lebensqualität in unserer Stadt. 1910, ein Jahr bevor das Bezirksschulhaus 
gebaut worden ist, haben in Aarau 9’593 Menschen gelebt. Heute sind es mehr als doppelt 
so viel. Die jetzigen Oberstufenstandorte platzen aus allen Nähten. Genauso ergeht es der 
Alten und der Neuen Kantonsschule. In den Unterlagen, die wir Ihnen verteilt haben, fin-
den Sie einen Brief des Rektors der Alten Kantonsschule und einen Brief der Rektorin der 
Neuen Kantonsschule, welche die Situation bestätigen. Das Oberstufenschulhaus im 
Schachen wäre ausserdem für viel Geld dringend sanierungsbedürftig. Aarau braucht mehr 
Schulraum und das dürfte ja eigentlich unbestritten sein. Die Stadtverwaltung hat unzäh-
lige Standorte abgeklärt und nur wenige davon kommen überhaupt in Frage. Das grosse 
Gelände in der Telli wäre einer davon. Gross genug, zentral gelegen und eine Win-Win-Situ-
ation für den Oberstufenstandort und für den Kantonsschulstandort Aarau. Es ist ja noch 
nicht definitiv, dass es in Aarau nur einen Oberstufenstandort geben wird. Bei dieser Frage 
wird das Stimmvolk das letzte Wort haben. Sollte das aber der Fall sein, wäre das ein riesi-
ger Vorteil. Es könnten Synergien geschaffen werden. Es würde sich zum Beispiel lohnen, 
eine Mensa anzubieten und alle Schülerinnen und Schüler könnten im gleichen Mass von 
einer modernen Infrastruktur profitieren. Sind wir ehrlich, gerade die Bezirksschule bietet 
für die Möglichkeiten der modernen Pädagogik, wie beispielsweise für die Arbeit in kleine-
ren Gruppen, schlicht zu wenig Platz. Die Alte Kanti würde entlastet, wenn die Kantonale 
Schule für Berufsbildung, die KSB, in das Zelglischulhaus umziehen könnte, welches für die 
Bezirksschule zu klein ist und sie hätte die Möglichkeit, in ihren bestehenden Räumlichkei-
ten zu wachsen. Es ist ausserdem naheliegend, dass mehrere Oberstufenstandorte mehr 
kosten würden, als ein Standort, Zwei oder dreimal Infrastruktur, zwei oder dreimal Com-
puterräume, zwei oder dreimal Laboratorien, Werkräume, Turnhallen. Es braucht wohl 
keine wahnsinnigen Rechnungsanstrengungen, um diese Tatsache zu erkennen. Wer die 
Gelegenheit nutzen konnte, in die Pläne und das Modell des Oberstufencampus Einsicht zu 
nehmen, konnte sich davon überzeugen, wie unaufgeregt, harmonisch, modern und mit 
viel Freiraum sich dieser in der Telli einfügen würde. Es handelt sich dabei um vier Schul-
häuser, welche auch ihre eigene Identität entwickeln können. Das Grosse wird in kleinere, 
überschaubare Einheiten aufgebrochen. Auch Ortsbürgerinnen und Ortsbürger sind Ein-
wohnerinnen und Einwohner von Aarau. Auch sie sind Eltern, Grosseltern, Tanten und On-
kel dieser Kinder, welche später einmal von einer tollen, zeitgemässen Oberstufe profitie-
ren werden können. In diesem Sinn werde ich dem Landaustausch überzeugt zustimmen 
und hoffe, Sie tun das auch. 

Matthias Zinniker: ich mache es ganz kurz. Ich rede nur zum zweiten Punkt. Wir haben 
aus den beiden vorherigen Voten gehört, dass der Landabtausch für die beiden Kantons-
schulen in Aarau so wichtig sei. Diesbezüglich bin ich anderer Meinung. Die Zukunft der 
Kantonsschule im Aargau ist eben gerade nicht abhängig davon und zwar aus folgenden 
Gründen: 1. Die Strategie des Regierungsrates für die zukünftigen Kantistandorte sieht 
vor, dass die Alte Kanti ausgebaut werden soll. Das geht, wenn die KSB, die Kantonale 
Schule für Berufsbildung, einen anderen Ort findet, weil diese momentan ein grosses Ge-
bäude braucht im Areal der Alten Kantonsschule. Jetzt lautet das Argument, dass mit dem 
Landabtausch die KSB in das Zelglischulhaus gehen kann. Zu diesem Thema lässt sich das 
Bildungsdepartement des Kantons in der AZ vor wenigen Tagen zitieren, dass sie die KSB 
gar nicht zwingend in das Zelglischulhaus muss, sondern man gut auch einen anderen 
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Standort finden würde. Für den geplanten Ausbau ist der Landabtausch somit gar nicht nö-
tig. 2. Das Kantonale Bildungsdepartement sagt ebenso in der AZ, dass der Bau der Turn-
halle im Rössligut neben der Alten Kanti sowieso erfolgt. Der Bau der Turnhallen ist also 
nicht von der Stadt Aarau abhängig. Das Hallenbad und die Turnhalle müssen nicht zu ei-
nem überhöhten Preis von 20 Millionen Franken vom Kanton abgekauft werden, 3. Die 
Standortstrategie des Regierungsrates zur Neuen Kantonsschule definiert, wo und welche 
Kantis bis 2050 gebaut oder ausgebaut werden sollen, damit genug Schulraum für die 
Kantonsschule vorhanden ist. Die Strategie sieht einen neuen Kantistandort im Fricktal, in 
Lenzburg, in Windisch vor. Nirgends ist in dieser Strategie vorgesehen, dass die Neue Kan-
tonsschule sofort ausgebaut werden muss, damit man genügend Schulraum hat. Das gilt 
nicht für die nächsten zehn Jahre, sondern bis 2050. Der Landabtausch ist somit für die 
Zukunft der Kantonsschule nicht zwingend. Es kann nicht sein, dass Aarau mit dem Land-
abtausch Schulraum für 24 Klassen abgibt, nämlich das Zelglischulhaus, nur damit der 
Kanton nach 2050 allenfalls die Neue Kanti ausbauen kann. Das kann wirklich nicht sein 
und vor allem vor dem Hintergrund, dass Aarau für die Oberstufe selbst Schulraum 
braucht. Das ist ja bekannt und deshalb verkauft man doch nicht als erstes das Zelg-
lischulhaus. Ich bin hier, zusammen mit einer Gruppe von Kolleginnen und Kollegen, alle 
etwa in meinem Alter. Wir sind zwar nicht die regelmässigsten Teilnehmer dieser Ver-
sammlung. Als wir aber von diesem Vorhaben des Stadtrats erfahren haben, stand für uns 
fest, dass wir an der Versammlung teilnehmen werden, denn es wird schlussendlich die 
Generation unserer Kinder sein, welche von diesem Abtausch betroffen wären. Wir werden 
den Landabtausch ablehnen. Ich danke Ihnen, wenn sie das ebenso tun. 

Peter Zubler:  Die Argumente sind meinerseits bereits im Zusammenhang mit dem Rück-
weisungsantrag dargelegt worden. Ich erlaube mir einfach ganz kurz, die Hauptargumente 
nochmal zusammenzufassen, welche meiner Meinung nach für eine klare Ablehnung die-
ser Botschaft sprechen. Die Schulanlage Telli ist zu gross. Ich bin der Meinung, dass wir 
darüber diskutieren müssen. Nicht im Nachhinein, sondern jetzt, wenn wir als Ortsbürger 
mitreden wollen. In der Telli ist nun mal die grosse Schulanlage geplant. Die Vorlage für 
den Landabtausch ist das Finanzielle und ist ungenügend. Ich erinnere daran, dass das 
auch die Ortsbürgerfinanzkommission so sieht. Ich bin der Meinung, der uns vom Stadtrat 
vorgelegte Vorschlag ist ungenügend. Ich habe auch dargelegt, dass der Stadtrat die ge-
planten Aktivitäten auch ohne die Ortsbürger machen kann. Dafür braucht es den Land-
kauf in der Telli von den Ortsbürgern nicht. Wir müssen nicht das OSA übernehmen. Wenn 
das Projekt umgesetzt ist, kann man das Gebäude abreissen. Was soll sonst damit gesche-
hen in der Zone für öffentliche Bauten und Anlagen? Die Stadt muss irgendein neues Pro-
jekt umsetzen. Vielleicht möchte sie die Verwaltung ausbauen und dann könnten wir das 
Areal wieder im Baurecht abgeben. Aber dafür möchte man wieder keinen Baurechtszins 
bezahlen. Das ist ja die Krux. Deshalb rate ich, das Geschäft abzulehnen. 

Andres Basler: Ich möchte gerne meinen Standpunkt darlegen, weshalb ich der Meinung 
bin, dass wir effektiv zwei Oberstufenzentren brauchen. Eines in der Telli und das andere 
im Zelgli. Ich werde dabei von der bekannten Bildungsexpertin, Gita Steiner-Khamsi unter-
stützt, welche zu dieser Problematik sagt: "Erfolgsmodell für die Schweizer Volksschule 
sind auch international die Quartiersschulen. Dass ein Kind dort zur Schule gehen kann, 
wo es wohnt, und dass diese Schulen kostenlos sind oder mit anderen Worten, dass Quar-
tierschulen der Ort sind, die dem gesellschaftlichen Miteinander in den Quartieren ent-
sprechen, wo man sich kennt, wo man sich grüsst und einander auch hilft, wenn es nötig 
ist". Deshalb plädiere ich für die zwei Oberstufenzentren, je eines in der Telli und eines im 
Zelgli. Das hilft auch politische Spannungen zwischen den Quartieren an der Aare und 
dem Süden der Stadt zu vermeiden. Das wollen wir ja alle. 
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Ursula Funk: Wie schon mehrmals erwähnt wurde, geht es heute um einen komplexen 
Landabtausch und eigentlich nicht um die Frage des Oberstufenzentrums. Aber natürlich 
ist das alles in unseren Hinterköpfen und deshalb ist es schwer, nicht darüber zu reden. 
Als ich noch im Einwohnerrat vertreten war und die Projektierung des Oberstufenstandor-
tes vorgestellt wurde, habe ich auch sehr viele Fragen gehabt. Wer mich kennt weiss, dass 
ich die Dossiers relativ detailliert und vertieft studiere. Viele dieser Fragen sind für mich 
beantwortet worden. Es ist nicht so, dass es keine Problematiken geben wird, wie zum Bei-
spiel mit dem Verkehr, welcher gelöst werden muss. Eine Frage stand für mich immer im 
Raum. Weshalb die Telli? Dieses Quartier ist ja nicht zentral gelegen. Die Stadt ist aber ge-
wachsen und ich habe festgestellt, dass die Telli erstaunlich zentral liegt. Auch stand für 
mich die Frage im Raum, weshalb nicht die alten Industriegebiete, zum Beispiel das 
Torfeld Nord, in Betracht gezogen wurden. Das Problem besteht darin, dass die Stadt in 
den letzten 30 Jahren die Möglichkeit nicht wahrnahm, Land zuzukaufen, und so bestehen 
heute sehr wenige Optionen. Wenn man jetzt zum Beispiel das Torfeld Nord als Möglich-
keit für einen Oberstufenstandort in Betracht ziehen würde, dann müsste man zuerst ei-
nen grossen Teil des Landes kaufen. Das würde 85 bis 100 Millionen Franken zusätzlich 
kosten. Ich denke, das ist ein Faktor, den wir einbeziehen müssen, wenn wir denken, dass 
es um viel Geld geht. Für mich persönlich ist es einfach absolut zentral, dass Bezirk-, Se-
kundar- und Realschulen zusammengelegt werden. Ich bin in Aarau aufgewachsen. Ich 
habe einige Dramen innerhalb Familien und mit Freundschaften aufgrund von Trennungen 
erlebt. Ich habe beispielsweise eine Freundin verloren, nur, weil ich in die Bezirksschule 
gegangen bin und sie in die Sekundarschule. Sie hat nie mehr mit mir gesprochen. Ich 
kenne andere Geschichten. Ich erwähne jetzt nicht die ganz persönlichen Geschichten, 
aber ich denke, es ist einfach extrem wichtig, dass die Stufen zusammenkommen und 
dass man diesbezüglich Lösungen findet. Wenn man die Schülerinnen und Schüler auf 
mehrere Standorte aufteilen will, dann wird alles sehr viel teurer. Aufgrund dessen scheint 
mir das vorgeschlagene Projekt ein guter Weg. Natürlich müssen verschiedene Fragen 
noch geklärt werden. Aber ich plädiere dafür, den unterbreiteten Vorschlag anzunehmen, 
ansonsten gibt es grosse Verzögerungen und ein Problem für das heutige OSA und für un-
sere Jugendlichen, die dann in die Oberstufe kommen. 

Benita Leitner: Es ist ein emotionales Thema für mich. Ich möchte einmal auf einzelne 
Punkte eingehen, welche gegen einen Landabtausch genannt wurden, namentlich, dass die 
Zeit eigentlich nicht megaknapp ist, dass man schon nach Lösungen suchen könne. Uns 
und eigentlich der ganzen Öffentlichkeit liegt das Schreiben der Alten und der Neuen Kanti 
vor, woraus ich gerne zitieren möchte: "Mit dem Scheitern des geplanten Abtausches wäre 
somit der Ausbau der Alten Kanti auf 66 Abteilungen stark gefährdet. Sollte der geplante 
Abtausch zwischen Stadt und Kanton scheitern, müsste für die Kantonale Schule für Be-
rufsbildung ein neuer Standort gefunden werden". Dies der Wortlaut der Alten Kanti. Die 
Neue Kanti hält fest: "Das Erweiterungspotenzial beider Aarauer Kantonsschulen ist mass-
geblich abhängig vom Arealabtausch Sportanlage Telli, Schulanlage Zelgli. Wir befürworten 
daher den vom Kanton und der Stadt vorgeschlagenen Weg und hoffen auf die Unterstüt-
zung der Aarauer Bevölkerung". Die Dringlichkeit ist somit gegeben. Diese Meinung vertre-
ten beide Kantonsschulen. Dieses Argument hat man sich nicht aus den Fingern gesogen. 
Anscheinend gibt es gewisse Leute, die möchten, dass ihre Kinder und Enkel in die Be-
zirksschule gehen. Ich habe die Bezirksschule in guter Erinnerung aber für meine Kinder 
und meine Enkel wünsche ich mir etwas, das ihnen auch gerecht wird. Jetzt komme ich ei-
gentlich zum wichtigsten Punkt. Wer kommt in den Genuss dieses Schulprojekts und wer 
ist überhaupt davon betroffen? Das sind nicht wir. Es handelt sich um Personen, die heute 
nicht da sind. Ich möchte heute auch diejenigen vertreten, die an der heutigen Ortsbürger-
versammlung noch keine Stimme haben. Wir müssen das Land nicht für uns kaufen, aber 
wir möchten es für unsere Kinder, Enkelkinder und auch die Generationen nach uns kau-
fen, damit wir das Entwicklungspotenzial für den Schulraum Region Aarau auch wirklich 
ausschöpfen. 
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Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Bevor wir zum Antrag von Peter Eisenring gelan-
gen, möchte ich das Wort noch an Michael Umbricht, Generalsekretär BKS, übergeben. Er 
wird uns über die Entwicklung der Kantonsschulen informieren. 

Michael Umbricht: Vielen Dank für das Gastrecht. Ich nehme nur ganz kurz zur Situation 
des Kantons Stellung. Das vorliegende Geschäft würde dem Kanton tatsächlich dienen. 
Wenn es in Aarau nicht funktioniert und der Arealabtausch nicht zustande kommt, wird 
sich der Kanton natürlich organisieren und etwas Anderes vorsehen. Damit die Alte Kanti 
auf einen Endausbau mit 66 Abteilungen ausgebaut werden kann, brauchen wir für die 
Kantonale Schule für Berufsbildung einen neuen Standort. Das Zelgli wäre ein idealer 
Standort. Ein anderer Standort in Aarau ist bis jetzt nicht sichtbar. Es stellt sich die Frage 
nach der Zeitschiene. Wie lange dauert es, bis ein solcher Standort gefunden, ausgebaut 
und entwickelt werden kann? Es ist darauf hingewiesen worden, dass für die Neue Kanti 
kein Handlungsbedarf besteht. Das stimmt so nicht ganz. Der Regierungsrat hat verschie-
dene Varianten in die Anhörung geschickt. In der Variante 4, welche bevorzugt wurde, ist 
es tatsächlich so, dass in der neuen Kantonsschule der Arealabtausch ein Potenzial geben 
würde. Es gibt aber auch die Variante 5 und wir wissen nicht, wie schnell die Schülerzahlen 
der Kanti wachsen werden. Dann brauchen wir relativ schnell mehr Raum, als in der Vari-
ante 4 vorgesehen ist. Dann ist genau die Neue Kanti die Option. Es gibt Potenzial für die 
Alte Kanti mit einem relativ schnellen Ausbau, Potenzial für die Neue Kantonsschule, ent-
weder schnell oder später und Potenzial für die Kantonale Schule für Berufsbildung. Das 
ist auch eine wichtige Schule, in welcher die Jugendlichen das sogenannten 10. Schuljahr 
verbringen können. Deshalb ist es natürlich aus Sicht des Kantons eine sehr gute Option, 
wenn der Landabtausch zustande kommen würde. Wenn das nicht gelingt, wird der Kan-
ton anderweitig planen. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Die vorgenannten Themen haben uns bewogen, 
das ganze Arealabtauschgeschäft heute zur Abstimmung vorzubringen. Egal wie der Ent-
scheid ausfällt. Wir müssen zusätzlichen Schulraum für alle Stufen haben und wir werden 
mit diesen Arealen alternative, andere Planungen vorantreiben müssen, wenn jetzt der vor-
geschlagene Landabtausch nicht zustande kommt. 

Es gibt nun einen Antrag von Peter Eisenring, den er vorher eingereicht hat. 

Peter Eisenring: Wir haben viel diskutiert. Es ist wichtig, dass wir die verschiedenen Mei-
nungen hören und die Ideen austauschen können. Jetzt ist aber Zeit für einen Ordnungs-
antrag, welcher heisst: "Schluss der Diskussion." Das bedeutet, dass wir umgehend über 
das Geschäft abstimmen werden. Es gibt keine Redner mehr, es gibt keine Rednerliste 
mehr. Wenn Sie dem Schluss der Diskussion zustimmen, gibt es einfach eine Abstimmung 
und Sie sagen ja oder nein zum Antrag des Stadtrates. Ich glaube, wir müssen nicht mehr 
weiterdiskutieren. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Peter Eisenring stellt somit folgenden 

Antrag 

Die Diskussion zu diesem Geschäft ist abzubrechen. 

Beschluss 

Eine grosse Mehrheit beschliesst, die Diskussion zu diesem Geschäft zu beenden. 

Wir gelangen nun zur 
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Schlussabstimmung 

Antrag 

Das Gesamtprojekt Tauschobjekte Telli-Zelgli-OSA wird genehmigt und der Stadtrat zur 
allfällig notwendigen Darlehensaufnahme ermächtigt. 

Beschluss 

Mit 134 Ja-Stimmen gegen 319 Nein-Stimmen wird das Gesamtprojekt Tauschobjekte Telli-
Zelgli-OSA abgelehnt. 

Die Situation ist nun so, dass wir weitere Vorschläge machen werden. Wir brauchen den 
Schulraum. Wir haben verschiedene Punkte aufgenommen. Es gibt Themen wie die Tren-
nung von Telli und Schachen. Es gibt Themen wie Landflächen, welche man nicht von der 
Ortsbürgergemeinde benötigt. Es gibt Themen wie Baurechtszinse. Wir werden im nächs-
ten Halbjahr einen neuen Vorschlag entwickeln. Wir gehen aber davon aus, dass wir auf 
die Areale, auch in der Telli, in irgendeiner Art und Weise, auch im Sinne der finanziellen 
Stabilität der Ortsbürgergemeinde, angewiesen sind. 
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Traktandum 5 

Baukredit für die Sanierung des Restaurants Wildpark Roggenhausen 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Der letzte grosse Umbau des Restaurantgebäudes 
im Wildpark Roggenhausen fand 1978 statt. Zwischenzeitlich wurden immer wieder klei-
nere baulichen Massnahmen umgesetzt. Der Gastronomiebetrieb ist grösstenteils von 
1978 und entspricht nicht mehr den heutigen Abläufen und Standards. Nebst den betrieb-
lichen Einrichtungen ist auch das Gebäude in die Jahre gekommen und viele Gebäudeteile 
haben ihre durchschnittliche Lebensdauer erreicht oder überschritten. An der Ortsbürger-
gemeindeversammlung vom 20.November 2017 wurde ein Verpflichtungskredit von 
94'000 Franken für eine Machbarkeitsstudie genehmigt. Die Machbarkeitsstudie wurde der 
Ortsbürgergemeindeversammlung am 3. Juni 2019 vorgelegt und darauf, basierend für die 
Projektierung einer Sanierung des Restaurants im Wildpark Roggenhausen, ein Kredit von 
374'000 Franken gutgeheissen. Heute unterbreitet Ihnen der Stadtrat den Baukredit in der 
Höhe von 5.5 Mio. Franken. Die Meinung der Ortsbürgerfinanzkommission wird Ihnen Bri-
gitte Anderegg mitteilen. 

Brigitte Anderegg: Das Restaurant Roggenhausen ist geprägt von einem Naherholungsge-
biet mit Wildpark, der landschaftlichen Qualität von Orten, aber auch von Wetter- und Sai-
sonabhängigkeiten. Wie bereits erwähnt, hat der letzte grosse Umbau vor 45 Jahren statt-
gefunden. Die betrieblichen Abläufe sind nicht mehr zeitgemäss und die Infrastruktur ist 
veraltet. Die in Auftrag gegebene Machbarkeitsstudie hat gezeigt, dass in vielen Bereichen 
die heutigen Normen und Standards nicht mehr eingehalten oder erfüllt werden können. 
Auch haben viele Gebäudeteile und ein grosser Teil der Haustechnik die Lebensdauer er-
reicht oder schon überschritten. Nach einer kurzen Zwischenphase – nachdem der Projek-
tierungskredit genehmigt worden ist – wurden die Planerleistungen für die Sanierung im 
offenen Verfahren ausgeschrieben. Das vorteilhafteste Angebot von Buser und Partner AG 
hat im September 2022 den Zuschlag bekommen. Daraufhin ist die vorliegende Machbar-
keitsstudie bis zum Bauprojekt weiterentwickelt worden. Dabei sind diverse Punkte, wie 
zum Beispiel der Standort der Küche mit einer Selbstbedienungstheke, die Erweiterung der 
Terrassen, getrennte WC-Anlagen für ein Restaurant und einen Wildpark, die Ertüchtigung 
des Spielplatzes und vieles mehr intensiv diskutiert, geprüft und überarbeitet worden. Ent-
gegen der Machbarkeitsstudie wurde im vorliegenden Bauprojekt die Küche am heutigen 
Standort belassen und eine Ausgabetheke auf Terrassenniveau für die Selbstbedienung ge-
macht. Die Gaststube bleibt wie bis anhin im Kernbau. Auf der Nordfassade wurden die 
Fenster vergrössert, um den Bezug zur Umgebung zu stärken. Der Zugang zur Terrasse 
erfolgt neu über eine Treppe und einer rollstuhlgängigen Rampe auf der Nordseite, so, 
dass man den Eingang schon von weitem sieht. Der Projektperimeter ist mit der Terrassen-
erweiterung, der Spielplatzertüchtigung und der Umplatzierung des Hasenstalls erweitert 
worden. Der Kostenvoranschlag für den Baukredit von 5.5 Millionen Mio. Franken ist um 
1'080'000 Franken höher als die Grobkostenschätzung aus dem Vorprojekt. Die Haupt-
gründe für diese Mehrkosten basieren auf einer zusätzliche PV-Photovoltaikanlage auf 
dem Dach – wobei der selbst produzierte Strom für den stromintensiven Gastrobereich 
selbst genutzt werden kann – der Perimetererweiterung des Spielplatzes und dem Verle-
gen des Hasenstalls zur Vergrösserung der Terrasse, dem Verpflegungsprovisorium wäh-
rend der Bauphase, dem Beizug einer Innenarchitektin oder einem Innenarchitekten für op-
timale Raumstimmung und Ausstattung, wie auch den Kostenpräzisierungen für Heizung, 
Lüftung, gewerbliche Kälte- und Sanitäranlagen. Die OFK vertritt die Meinung, dass mit der 
Sanierung des Restaurants Roggenhausen ein wichtiger Beitrag für den Erhalt der Bau-
struktur und der Attraktivität des Restaurants im Wildpark geleistet wird und empfiehlt 
Ihnen einstimmig, dem Baukredit von 5.5 Millionen Franken zuzustimmen. 
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Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Gibt es Fragen zu diesem Geschäft. Nachdem das 
nicht der Fall ist, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Antrag 

Für die Sanierung des Restaurants im Wildpark Roggenhausen, basierend auf dem Baupro-
jekt des Architekturbüros Buser und Partner AG. Aarau, wird ein Kredit von 5'500'000 
Franken inkl. 8.1 % MwSt., zzgl. teuerungsbedingter Mehrkosten (Stand April 2023) bewil-
ligt und der Stadtrat zur allenfalls nötigen Darlehensaufnahme ermächtigt. 

Beschluss 

Eine grosse Mehrheit bewilligt für die Sanierung des Restaurants im Wildpark Roggenhau-
sen, basierend auf dem Bauprojekt des Architekturbüros Buser und Partner AG, Aarau, ei-
nen Kredit von 5'500'000 Franken inkl. 8.1 % MwSt., zzgl. teuerungsbedingter Mehrkosten 
(Stand April 2023) und ermächtigt den Stadtrat zur allenfalls nötigen Darlehensaufnahme. 
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Traktandum 6 

Verschiedenes und Umfrage 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Unter dem Traktandum Verschiedenes beliefern 
wir Sie jeweils mit zusätzlichen Informationen: 
 
1. Baufeld 6, Aarenau 
 
Die Bauarbeiten auf dem Baufeld 6 schreiten gut voran und der Grossteil aller Arbeiten 
konnte bereits ausgeschrieben oder vergeben werden. Die Baudelegation hat an ihrer letz-
ten Sitzung einstimmig beschlossen, dass auf Winterbaumassnahmen verzichtet wird. Die-
ser Entscheid ist aufgrund ökologischen sowie ökonomische Überlegungen getroffen wor-
den. Je nach Kälte des Winters kann dieser Entscheid jedoch zu einer Verzögerung in der 
Erstvermietung von rund drei Monaten führen. 
 
2. Baurechtsverträge und weitere Dienstbarkeiten 

 
Der Stadtrat ist verpflichtet, jeweils über die getätigten Geschäfte zu orientieren, welche 
im Rahmen der von der OBGV delegierten Kompetenzen getätigt worden sind. Die Aufhe-
bungsvereinbarung zum Baurechtsvertrag mit der Platzgenossenschaft Brügglifeld wurde 
wieder um ein Jahr verlängert. Im Bereich der Baurechtsverträge wurde der Bodenwert so-
wie die Verzinsung mit einem Vertragspartner angepasst. Im Zusammenhang mit dem Ep-
penberg-Tunnel wurden knapp über 1'000 m2 der Parzelle 534 in Eppenberg-Wöschnau 
dem Staat Solothurn abgetreten sowie der SBB das Wegrecht eingeräumt. 
 
3. Machbarkeitsstudie Sportanlagen Schachen 

 
Eine Informationsveranstaltung wird es nach den Sportferien geben. Der Termin wird bald 
mitgeteilt. Es geht darum, insbesondere die Fussballfelder im Schachen zu ertüchtigen. 
Wir versuchen, die grossen Kapazitätsengpässe im Bereich der Fussballfelder zu bewälti-
gen. Ein Element ist die Sportanlage im Winkel in Aarau Rohr, ein zweites Element werden 
eben die Sportanlagen im Schachen sein. 
 
4. Neuenburgerstrasse 1 – 12; Fernwärmeanschluss 

 
Die Hälfte dieser Zeilen befindet sich im Besitz der Ortsbürgergemeinde. Die Liegenschaft 
Neuenburgerstrasse 1 – 12 wurde im Oktober 2023 an das Fernwärmenetz der ENIWA an-
geschlossen. 
 
5. Projektidee "Argoviarena" der Halter AG 

 
Von der Halter AG, einer Entwicklungsfirma, die verschiedene grosse Bauprojekte reali-
siert, wurde die Idee an uns herangetragen, eine Argoviarena aufzustellen, de facto ein 
Neubau der Sporthalle, welche heute im Schachen steht, am gleichen Ort. Die Vorstellung 
ist, dass es eine Arena mit 2000 Plätzen geben soll. Finanziert werden soll die Arena über 
den Bau von 160 Eigentumswohnungen, welche eine Querfinanzierung ermöglichen, nicht 
direkt im Mantel dieser Sporthalle – weil diese eben dort steht, wo heute die aktuelle 
Sporthalle steht – sondern idealerweise auf einem zugänglichen Land der Ortsbürgerge-
meinde. Als Effekt gäbe es auf der einen Seite eine neuwertige Sport- und Eventhalle für 
Aarau ohne einen öffentlichen Beitrag. Diese würde zu 100 Prozent über die Eigentums-
wohnungen finanziert. Zweitens würde es zusätzlich neue Eigentumswohnungen in Aarau 
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geben. Das ist ein wichtiges Element. Unsere Wohnraumstrategie hat gezeigt, dass uns Ei-
gentumswohnungen fehlen, welche auch die Mobilität von älteren Leuten in Einfamilien-
häusern ermöglichen, die gerne einen Wohnungswechsel vollziehen würden. Der dritte 
wichtige Punkt ist natürlich, dass auch wieder Baurechtszinse generiert werden könnten, 
wenn es Areale der Ortsbürgergemeinde wären. Als Vorschlag für die Realisierung dieses 
Projekts kann der Parkplatz vor dem Schützen, angrenzend an das Schachenareal, in Be-
tracht gezogen werden. Dieses Areal ist nicht in der Bauzone eingezont. Es wäre aber in 
Bezug auf die Baurechtsentwicklung sehr interessant, auch für die Ortsbürgergemeinde. Es 
handelt sich natürlich um eine Projektidee. Es gibt viele Abklärungen. Wir haben auch mit 
dem Schützen Kontakt aufgenommen, zusammen mit Halter AG. Von dieser Seite steht 
man diesem Projekt positiv gegenüber. Die Abklärungen der Machbarkeit werden bis im 
nächsten Frühling dauern. Dann werden wir auch wieder weiter informieren. Es ist ein Pro-
jekt, worüber wir spezifisch die Ortsbürgerfinanzkommission, die Ortsbürgerkommission 
und eben auch die Liegenschaftsstrategiekommission der Ortsbürger vorinformiert haben, 
bevor es dann an die Medien weitergegeben wurde. 
 
6. Daten und Termine 

 
Wie gewohnt haben Sie mit den Unterlagen zur heutigen Versammlung auch die Termine 
der kommenden ortsbürgerlichen Veranstaltungen erhalten. Reservieren Sie sich bitte 
heute schon das Datum für die nächsten Ortsbürgergemeindeversammlungen: 
 
Montag, 17. Juni 2024, 19.00 Uhr, im Wildpark Roggenhausen 
Montag, 11. November 2024 im Kultur- und Kongresshaus 

Der Weihnachtsbaumverkauf steht vor der Tür. 

Freitag, 8. Dezember 2024, 14.00 – 18.00 Uhr, Forstwerkhof Distelberg 
Freitag, 15. Dezember 2024, 11.00 – 14.00 Uhr, Brügglifeld 
Freitag, 15. Dezember 2024, 14.30 – 18.00 Uhr, Forstwerkhof Distelberg 
Samstag, 16. Dezember 2024, 08.00 – 12.00 Uhr, Schlossplatz 
Samstag, 16. Dezember 2024, 12.00 – 14.00 Uhr, Vorplatz Auenhalle, Hauptstrasse 60 

Weitere Termine 

Waldarbeitstag 
Freitag, 29. März 2024, 13.15 Uhr, Forstbetrieb Region Aarau, Forstwerkhof Distelberg 

25. Wasserung Kajak von Roman Signer / Jubiläumsanlass 
Donnerstag, 30. Mai 2024, 18.00 Uhr, Landjägerwachthaus (Roschtige Hund), Ziegelrain 2 
mit anschliessender Jubiläumsausstellung in der Galerie 6 
 
Weinverkauf 
Donnerstag, 20. Juni 2024, 17.00 – 18.00 Uhr, Forstwerkhof Distelberg. 
Ab Donnerstag, 27. Juni 2024 im Stadtbüro, Rathaus (während den Öffnungszeiten) 
 
Ortsbürgerlicher Rundgang 
Samstag, 14. September 2024, 13.15 Uhr (Liegenschaftsrundgang) 
 
Nationaler Tag der Bürgergemeinden und Korporationen (Tag der offenen Tür) 
Samstag, 14. September 2024 

Gibt es nun noch Voten von Versammlungsteilnehmern? 
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Hansruedi Scheurer: Als Waldarbeitstag wurde Freitag, 29. März 2024, aufgeführt. Ich 
möchte darauf aufmerksam machen, dass dieser Freitag aber auf den Karfreitag fällt. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Vielen Dank für den Hinweis. Wir werden darauf 
zurückkommen. 

Wir kommen langsam zum Abschluss dieser Versammlung. Wie immer findet an der Win-
tergemeinde die Abgabe der Neujahrsblätter statt. Die Neujahrsblätter 2024 wurden letzte 
Woche im Torfeld Süd, im Well Rock, publiziert und vorgestellt. 

Ich danke an dieser Stelle Allen herzlich für das Ausharren und dass Sie so zahlreich er-
schienen sind. 

Schluss der Versammlung: 21.50 Uhr 

 

Der Stadtpräsident: 

Dr. Hanspeter Hilfiker 

Der Stadtschreiber: 

Dr. Fabian Humbel 
 
 
 
 


